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198 Allgemeinverfügung zur Bestimmung des 

Fahrwegs für die Beförderung von gefährli-
chen Gütern nach § 35 Abs. 3 GGVSEB im Be-
reich des Kreises Lippe 

 
Gemäß § 35 Abs. 3 Satz 2 der Verordnung über die inner-
staatliche und grenzüberschreitende Beförderung gefährli-
cher Güter auf  der Straße mit Eisenbahnen und auf Bin-
nengewässern (Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn 
und Binnenschifffahrt - GGVSEB in der jeweils geltenden 
Fassung wird hiermit bestimmt: 
 
1. Anwendungsbereich 

Diese Allgemeinverfügung gilt für  
 

1.1 die in der Anlage 1 Nr. 4 GGVSEB genannten 
entzündbaren flüssigen Stoffe der Klasse 3 sowie 

1.2 den in der Anlage 1 Nr. 2 Tabelle 2.1 aufgeführten 
Stoff der Klasse 2, UN 1965 Kohlenwasserstoff-
gas, Gemisch, Verflüssigt, N.A.G. (Gemisch A, A 
01, A 02, A 0, A 1, B 1, B 2, B oder C) 

 
2. Fahrweg 
 

2.1 Allgemeines 
Fahrweg sind die zu dem Positivnetz nach Num-
mer 2.2 zählenden Straßen und, soweit erforder-
lich, die geeigneten Straßen nach Nummer 2.4. 
Ausgeschlossen als Fahrweg sind Straßen des 
Negativnetzes nach Nummer 2.3. 

2.2 Positivnetz 
 Zum Positivnetz zählen  

- die in der Anlage aufgeführten Straßen  
- die in der jeweils am 01. Juli eines jeden Jahres 
gültigen Fassung  

2.3 Negativnetz 
 Zum Negativnetz zählen  

- die nicht zum Positivnetz gehörenden Straßen. 
Unberührt bleiben die mit dem Zeichen 261 StVO 
oder mit anderen Fahrverbotszeiten nach StVO 
gekennzeichneten Straßen. 

2.4 Fahrweg außerhalb des Positivnetzes 
Soweit die Be- oder Entladestelle auf Strecken 
des Positivnetzes nicht erreicht werden kann, soll 
der Fahrweg über den kürzesten geeigneten 
Fahrweg führen. Hierbei sind möglichst Vorfahrt-
straßen zu benutzen. Innerhalb des Negativnetzes 
ist  eine Einzelfahrwegregelung bei den zuständi-
gen Straßenverkehrsbehörde einzuholen. Ist der 
Beförderer bzw. der Fahrer über die Eignung die-
ser Straße im Zweifel, muss die zuständige Stra-
ßenverkehrsbehörde befragt werden. 

2.5 Autohöfe 
Soweit Autohöfe auf Strecken des Positivnetzes 
nicht erreicht werden können, soll der Fahrweg 
über den kürzesten geeigneten Fahrweg führen. 
Hierbei sind möglichst  Vorfahrtstraßen zu benut-
zen.  
Innerhalb des Negativnetzes bedarf es keiner Ein-
zelfahrwegregelung durch die zuständige Stra-
ßenverkehrsbehörde.    

 
 
 
 
 
 
 

 
3. Benutzung des Fahrweges 
 

Für die Fahrt von der Beladestelle zu der der Belade-
stelle nächstgelegenen Autobahn-Anschlussstelle so-
wie von der der Entladestelle nächstgelegenen Auto-
bahn-Anschlussstelle zu der Entladestelle sind grund-
sätzlich die Straßen des Positivnetzes (Nummer 2.2) zu 
benutzen. Dabei gilt der Grundsatz, dass der kürzeste 
geeignete Fahrweg zu benutzen ist. Soweit geschlos-
sene Ortschaften über Umgehungsstraßen umfahren 
werden können, sind diese zu benutzen.  

 
4. Beschreibung des Fahrwegs für den Fahrzeugfüh-

rer 
 

4.1 Beschreibung des Fahrweges 
Der Beförderer oder eine von ihm beauftragte 
Person hat den Fahrweg, nach dieser Allgemein-
verfügung, z. B. durch farbliche Kennzeichnung in 
übersichtliche qualifizierte Straßenkarten oder 
durch eine Auflistung der Straßen, in der Reihen-
folge ihrer Benutzung, schriftlich zu beschreiben.  

 
4.2 Mitführungspflicht 

Der Fahrzeugführer hat eine Kopie dieser Allge-
meinverfügung incl. ihrer Anlagen und die Fahr-
wegbeschreibung während der Fahrt mitzuführen. 
Der Fahrzeugführer ist durch den Beförderer in 
die Allgemeinverfügung und den Gebrauch der 
Fahrwegbeschreibung vor jeder Beförderung ein-
zuweisen.  

 
4.3 Abweichungen aus unvorhergesehenen Grün-

den 
Muss der Fahrzeugführer aus unvorhergesehenen 
Gründen von dem beschriebenen Fahrweg ab-
weichen, so hat er unverzüglich nach Erreichen 
einer geeigneten Haltemöglichkeit den von der 
festgelegten Fahrwegbeschreibung abweichenden 
Fahrweg in die Fahrwegbeschreibung einzutra-
gen.  
Muss der Fahrzeugführer aus betrieblichen Grün-
den vom festgelegten Fahrweg abweichen, ist ihm 
vor einer Weiterfahrt vom Beförderer ein neuer 
Fahrauftrag mit geändertem Fahrweg zu übermit-
teln. Absatz 1 gilt entsprechend. 

 
5. Übergangsregelungen an den Landesgrenzen  

Bei Beförderungen aus dem Ausland oder einem ande-
ren Bundesland ist ab Landesgrenze das Positivnetz 
(Nummer 2.2), gegebenenfalls auf dem kürzesten We-
ge auf sonstig geeigneten Straßen (Nummer 2.4), anzu-
fahren.  

 
6. Ordnungswidrigkeiten  

Verstöße des Beförderers und Fahrzeugführers gegen 
die Pflichten aus dieser Allgemeinverfügung können 
gemäß § 37 GGVSEB Abs. 1 GGVSEB als Ordnungs-
widrigketen geahndet werden.  

 
7. Inkrafttreten 

Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbehalt 
des jederzeitigen  Widerrufs.  
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8. Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht in 32423 Minden, 
Königswall 8, schriftlich einzureichen oder dort zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
Gerichts zu erklären. Falls die Frist durch das Ver-
schulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt 
werden sollte, würde dessen Verschulden Ihnen zuge-
rechnet werden.   

 
9. Bezugsquelle     

Die komplette Gefahrgutkarten -CD für NRW ist aus-
schließlich beim Landesbetrieb Straßenbau, Fachcenter 
Vermessung/Straßeninformationssysteme (FCVS), 
Deutz – Kalker - Str. 18-26, 50679 Köln, oder unter 
kundenbuero.fcvs@strassen.nrw.de  gegen eine Ge-
bühr von derzeit 20,00 € zu beziehen. 

 
Detmold, 14.04.2016 
2.2 29 71 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
 
(Dr. Axel Lehmann) 
 
Beförderung gefährlicher Güter nach § 35 GGVSEB auf 

Straßen im Kreis Lippe 
(Stand   04/2016) 

 
Das Gefahrgutgrundnetz umfasst folgende Stra-
ßen/Straßenabschnitte, die jeweils in beiden Richtungen 
befahren werden dürfen: 
 
Bundesstraßen 
 
B 1 
B 66 
B 238 
B 238n                (Westumgehung Lemgo)  
B 239 
B 252 
B 514 
B 66                    (Südumgehung Lemgo)  
 
Landesstraßen 
 
L 535 von Bad Salzuflen bis Kreisgrenze Lip-

pe/Herford 
L 614 von Schieder bis Kreisgrenze Lip-

pe/Landkreis Hameln-Pyrmont (Nieder-
sachsen) ( Neuer Tunnel )  

L 616 ab OD Stadt Horn ( Ab Bahnübergang) 
bis K 94 ( B 1 – Zubringer) 

L 712 (alt) von Kreisgrenze Herford/Lippe bis Blom-
berg 

L 712 n  von Bad Salzuflen bis Ausbauende 
L 751 von Bad Salzuflen bis Kreisgrenze Lip-

pe/Gütersloh 
L 758 von Barntrup bis Kreisgrenze Lip-

pe/Landkreis Schaumburg (Niedersach-
sen) und von Keisgrenze Gütersloh/Lippe 
bis Detmold 

L 772  von der B 239 bis zur L 712 
L 805 von Bad Salzuflen bis Kreisgrenze Lip-

pe/Herford 

 
L 827 von Schwalenberg bis Kreisgrenze Lip-

pe/Landkreis Holzminden (Niedersach-
sen) 

L 828 von Heiligenkirchen bis zur B 1 (Auf- 
bzw. Abfahrt Altenbekener Straße)  
und bis zur Einmündung Straße „Am 
Potthof“  

L 861 von der K 12 bei Harkemissen bis Lü-
denhausen und 

L 861 von der L 758 bis Tankstelle in Bösing-
feld 

L 886  von Wöbbel bis Schwalenberg 
L 937  von Detmold bis Heiligenkirchen 
L 941  von B 66  bis Tankstelle in Brake 
L 942 von der K 47 ( Kreisgrenze Gütersloh / 

Lippe )bis zur L 758 
L 944  von Lage bis Pivitsheide, K 13 
L 945  von der B 66 bis zur L 758 und 
L 945  von der B 239 bis L 758 
L 946  von Rischenau bis L 614 
L 947 von der B 1 bis Kreisgrenze Lip-

pe/Hameln-Pyrmont (Nieders.) 
L 948 von der L 886 bis Firma Phoenix Contact 

GmbH & Co. KG  
L 954 von der B 239 bis zur Einmündung Stra-

ße „ Hessenring“ 
und von der B 1 ( Auf – bzw. Abfahrt Le-
opoldstaler Straße) bis zur Kreisgrenze 
Lippe/Höxter 

L 958  von Lemgo bis Matorf 
L 958  von Kirchheide bis Abzweig Istorf 
L 961  von der B 66 bis Spork 
L 967 von der B 66 bis zum Bahnübergang in 

Helpup und 
L 967 von der B 66 bis zur Einmündung Flur-

straße 
L 968  von der L 712 bis Lieme 
L 968   von L 936 bis Einmündung K 25 
 
Kreisstraßen 
 
K 4  von B 239 bis Kreisgrenze 
K 5  von der K 9 bis B 66 
K 5  von Lockhausen bis L 805 
K 9  von Billinghausen bis K 5 
K 12 von der Kreisgrenze Herford/Lippe bis 

Harkemissen  
K 13  von der L 758 bis Tankstelle 
K 23  von der L 751 bis Kreisgrenze 
K 30  von B 239 bis K 5 
K 34  von Matorf bis Kirchheide 
K 47  von Kreisgrenze Gütersloh bis L 942 
K 64 von Landesgrenze Niedersachsen bis L 

614 (Emmerauentunnel) 
K 66  von L 946 bis Sabbenhausen 
K 78  von der L 712 bis Brüntrup 
K 83  von B 66 / L 712 bis Maßbrucher Weg  
K 83  von der B 66 bis Abzweig Industriestraße 
K 89  von der B 239 bis Mosebeck 
K 93  von der B 239 bis zum Kreisverkehr 

Straße “Hessenring“ 
K 95  OD Schlangen 
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Gemeindestraßen 
 
Augustdorf    GFM-Rommel-Straße 

Imkerweg 
Industriestraße 
Pivitsheider Straße ab GFM-
Rommel-Straße bis zur Tank-
stelle 
Nord-West-Ring 
Ostring 

 
Bad Salzuflen   Alte Landstraße 

Im Weingarten 
Lagesche Straße 
Lemgoer Straße (soweit nicht 
bereits als L 712 erfast) 
Lohheide von der B 239 bis 
Baugesellschaft Weege 
Max-Planck-Straße 
Hoffmannstraße 
Schlossstrasse 
Oerlinghauser Straße (zwischen 
L 712n und Asper Straße ) 
Leopoldshöher Strasse (von der 
L 712n kommend bis Firma 
Dachser) 
Thomas-Dachser-Straße (von 
der Leopldshöher Straße kom-
mend bis Firma Dachser) 

 
Barntrup   Im Wied 

Südstraße 
 
Detmold   Am Gelskamp 

Bahnhofstraße zwischen B 239 
und Hermannstraße 
Georgstraße 
Hansaweg 
Klingenbergstraße (Nordring) 
Siegfriedstraße von der Ein-
mündung Syl¬beckestraße bis  
B 239 (Nordring) Sylbeckestra-
ße 

 
Dörentrup  Industriestraße 
 
Horn-Bad Meinberg   Carl-Zeiss-Straße 
   Hessenring 

Siemensstraße 
Steinheimer Straße (vom Ein-
mündungsbereich Hessenring 
bis  
OD Stadt Horn Beginn L 616 / L 
823)  
Daimlerstraße 
Industriestraße - Nord 

 
Lage    Elisabethstraße von Triftstraße 
   bis zur Molkerei 

Industriestraße 
Ostring 
Triftenstraße 

 
 
 
 
 
 

 
Lemgo     Am Bauhof 

Am Wasserturm 
Beverleystraße 
Braker Weg 
Detmolder Weg 
Isringhausen-Ring 
Lagesche Straße (Stadtstraße) 
Liemer Weg 
Maßbrucher Weg 
Steinweg 
Trophagener Weg 
Vandoeuvre-Straße 

 
Oerlinghausen Hellweg von der L 751 bis zum 

Stukenbrocker Weg (vom Hell-
weg bis Flugplatz) 
Robert-Hanning-Straße von der 
L 751 bis Stukenbrocker Weg 
Stukenbrocker Weg (von Ro-
bert-Hanning-Str. bis Tankstelle) 
Robert-Hanning-Straße von der 
L 751 bis Holter Straße (Holter 
Straße von Robert-Hanning-Str. 
bis Tankstelle) 

 
Schlangen Paderborner Straße (soweit 

nicht bereits als K 95 erfasst) 
 
Kalletal    Rintelner Straße  

(Firma Auto-Olli GmbH sowie 
Firma Stefan Hankemeier) 

 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
FG 360.0 Verkehrssicherung/-lenkung 
2.2 29 71 
 
 
gez. Jana Krieger 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
 
 
 
199 Immissionsschutz 
 
Bekanntmachung der Entscheidung über die Notwendigkeit 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (standortbezogene 
Vorprüfung des Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG).  
 
Immissionsschutz 
Der landwirtschaftliche Betrieb Heinrich Strate, Josefstr. 
12, 33175 Bad Lippspringe, beantragt die Genehmigung 
gemäß §§ 4/10 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb / Erweiterung 
einer Anlage zum Halten oder zur Aufzucht von Mast-
schweinen in 33189 Schlangen, Gemarkung Schlangen, 
Flur 8, Flurstücke 258, 259. 
 
Die Anlage ist in der Anlage 1 (Liste der UVP-pflichtigen 
Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 7.7.3 Spalte 2 als An-
lage genannt, für die im Rahmen einer standortbezogenen 
Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c Abs. 1 Satz 2 des 
UVPG zu prüfen ist, ob nach den in der Anlage 2 Nr. 2 
UVPG aufgeführten Schutzkriterien erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die nach § 12 
UVPG zu berücksichtigen wären. 
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Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der beteiligten Träger öffentli-
cher Belange wurde festgestellt und entschieden, dass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist, da erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen nach den in der Anlage 2 des UVPG genannten 
Schutzkriterien zum Standort des Vorhabens nicht zu er-
warten sind. Die Feststellung ist selbstständig nicht an-
fechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
Dieser Text ist auch auf der Internetseite des Kreises Lippe 
unter: 
 
„Natur und Umwelt � Immissionsschutz� Amtliche Be-
kanntmachungen“ abrufbar. 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Depping 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
 
 
 
200 9. Sitzung des 9. Beirats bei der unteren Land-

schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 9. Sitzung des 9. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 
 

Dienstag, den 31.05.2016, um 15.30 Uhr 
 
im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
 

Raum 404 (Ebene 4) 
 
statt. 
 
Evtl. Zusätze: 
 
 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungster-
min am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
 
Detmold, 29.04.2016 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
Gez. 
 
 
Siegmund Gedeon 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
 
 
 
 
 
 

 
201 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung gegen Herrn Ioan Rupa 
 
Gegen  
Herrn Ioan Rupa  
zuletzt wohnhaft: 
Dorstener Str. 246 
44625 Herne, 
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-11-90/15-
V eine Ordnungsverfügung erlassen. 
 
Die Ordnungsverfügung kann nicht zugestellt werden, da 
der Empfänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 02.05.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
 
 
 
202 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbeschei-

des gegen Herrn Ioan Rupa 
 
Gegen  
Herrn Ioan Rupa  
zuletzt wohnhaft: 
Dorstener Str. 246 
44625 Herne, 
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-11-90/15-
B ein Bußgeldbescheid erlassen. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da der Emp-
fänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
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Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 02.05.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
 
 
 
203 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung gegen Herrn Radu Rupa 
 
Gegen  
Herrn Radu Rupa  
zuletzt wohnhaft: 
Dorstener Str. 246 
44625 Herne, 
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-11-91/15-
V eine Ordnungsverfügung erlassen. 
 
Die Ordnungsverfügung kann nicht zugestellt werden, da 
der Empfänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 02.05.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
 
 
 
204 Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbeschei-

des gegen Herrn Radu Rupa 
 
Gegen  
Herrn Radu Rupa  
zuletzt wohnhaft: 
Dorstener Str. 246 
44625 Herne, 
 
wird hiermit unter dem Aktenzeichen 671.1-7020-11-91/15-
B ein Bußgeldbescheid erlassen. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da der Emp-
fänger unbekannten Aufenthaltes ist. 
 

 
Nach § 10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) 
wird der Bescheid öffentlich zugestellt. 
 
Den Bescheid kann der Betroffene beim Landrat des Krei-
ses Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold, 
Zimmer 624, während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
sehen und in Empfang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 2 Wochen ver-
strichen sind (§10 Abs. 2 VwZG). 
 
Detmold, den 02.05.2016 
 
Der Landrat  
Im Auftrag 
 
 
(gez. Meierrieks) 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
205 3. vereinfachte Änderung des Bebauungspla-

nes Nr. 0129 „Alter Teichkamp“, Ortsteil Bad 
Salzuflen Beschluss zur öffentlichen Ausle-
gung 

 
Beschluss des Planungs – und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 19.04.2016 
 
Dem Entwurf der 3. vereinfachten Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 0129 "Alter Teichkamp“, Ortsteil Bad Salzu-
flen, mit der zugehörigen Begründung in der Fassung vom 
17.03.2016 wird zugestimmt.  
Der Entwurf zum Bebauungsplan ist gemäß § § Abs. 2 
Baugesetzbuch ( BauGB) öffentlich auszulegen. 
 
Die öffentliche Auslegung für den o.g. Bebauungsplan wird 
in der Zeit vom  
 

23.05.2016 bis 22.06.2016 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoß (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung, sowie die bereits vor-
liegenden, nach Einschätzung der Stadt Bad Salzuflen we-
sentlichen, umweltbezogenen Stellungnahmen liegen zu 
jedermanns Einsicht für die Dauer des oben genannten 
Zeitraums öffentlich aus. 
Die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
0129 „Alter Teichkamp“, Ortsteil Bad Salzuflen wird im ver-
einfachten Verfahren nach § 13 BauGB ohne Durchführung 
einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4  BauGB und ohne 
Umweltbericht nach §2a BauGB durchgeführt. 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter www.stadt-bad-salzuflen.de/go/ 
bauleitplanung im Internet eingesehen werden. Auch dort 
kann eine Stellungnahme abgegeben werden. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebau-
ungsplan unberücksichtigt bleiben können.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem als Anlage beigefügten 
Übersichtsplan grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den  22.04.2016 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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206 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 0213V 

„Wohnanlage Heldmanstraße“, Ortsteil 
Schötmar  

 - Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung  
 - Beschluss zur öffentlichen Auslegung 
 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 19.04.2016 
 
Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung 
Die während der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange werden zur Kenntnis 
genommen. Deren Berücksichtigung bzw. Aufnahme in den 
Bebauungsplanentwurf gemäß der durchgeführten Abwä-
gung wird zugestimmt.  
 
Beschluss zur öffentlichen Auslegung  
Dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 0213 V „Wohnanlage Heldmanstraße“, Ortsteil Schöt-
mar mit der zugehörigen Begründung in der Fassung vom 
24.03.2016 wird zugestimmt. Der Entwurf zum Bebau-
ungsplan ist gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
öffentlich auszulegen.  
 
Die öffentliche Auslegung wird in der Zeit vom  
 

23.05.2016 – 22.06.2016 
 
während der Öffnungs-
zeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung, sowie die bereits vor-
liegenden, nach Einschätzung der Stadt Bad Salzuflen we-
sentlichen, umweltbezogenen Stellungnahmen liegen zu 
jedermanns Einsicht für die Dauer des oben genannten 
Zeitraums öffentlich aus. 
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
 
I Fachgutachten  
 
Bodenuntersuchung  
zu den Grundstücken Heldmanstraße 35 a und 37 zur 
Überprüfung, ob schädliche Bodenveränderungen oder Alt-
lasten vorliegen; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Mensch, Boden, 
Gesundheit 
 
II Stellungnahmen von Behörden und sonstigen 

Träger öffentlicher Belange aus der frühzeitigen 
Beteiligung gemäß § 4 (1) BauGB 

  
Stellungnahme vom Kreis Lippe mit Aussagen zu Arten-
schutz, Ausgleichsmaßnahmen und Versickerung 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere, Pflanzen, 
Boden, Mensch 
 
 
 

 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter www.stadt-bad-salzuflen.de/go/ 
bauleitplanung im Internet eingesehen werden. Auch dort 
kann eine Stellungnahme abgegeben werden.  
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 22.04.2016 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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207 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 0311 

V „Gewerbegebiet Meerbrede/Erweiterung“, 
Ortsteil Biemsen-Ahmsen  

 - Ergebnisse aus der öffentlichen Auslegung  
 - Beschluss der erneuten öffentlichen Ausle-

gung 
 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 19.04.2016 
 
Ergebnisse aus der öffentlichen Auslegung 
 
Die während der öffentlichen Auslegung und der förmlichen 
Behördenbeteiligung vorge-brachten Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentli-cher Belange werden zur Kenntnis genommen. Deren 
Berücksichtigung bzw. Aufnahme in den Bebauungsplan-
entwurf gemäß der durchgeführten Abwägung wird zuge-
stimmt.  
 
Beschluss einer erneuten öffentlichen Auslegung 
 
Für den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 0311 V "Gewerbegebiet Meerbrede / Erweiterung", 
Ortsteil Biemsen-Ahmsen und seine Begründung in der 
Fassung vom 04.04.2016 wird die erneute öffentliche Aus-
legung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB be-schlossen. Die Dau-
er der erneuten öffentlichen Auslegung wird gemäß § 4a 
Abs. 3 BauGB auf zwei Wochen verkürzt. Es wird be-
stimmt, dass nur zu den geänderten Teilen Stellung-
nahmen abgegeben werden können.  
 
Die erneute verkürzte öffentliche Auslegung wird in der Zeit 
vom  
 

23.05.2016 – 06.06.2016 
 
während der Öffnungs-
zeiten 
 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung einschließlich Um-
weltbericht, sowie die bereits  
vorliegenden, nach Einschätzung der Stadt Bad Salzuflen 
wesentlichen, umweltbezogenen Stellungnahmen liegen zu 
jedermanns Einsicht für die Dauer des oben genannten 
Zeitraums öffentlich aus. 
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
 
I Fachgutachten  
 
1. Umweltbericht 
mit der Ermittlung und Bewertung der Belange des Um-
weltschutzes;  
insbesondere betroffene Umweltbelange: Mensch, Tiere, 
Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft 
 
2. Artenschutzprüfung 
mit Aussagen zu planungsrelevanten Arten (Vögel, Säuge-
tiere, Amphibien, Reptilien); Angaben von Zeiten und  

 
Vorgehensweisen zu Fällarbeiten sowie Vorgaben für eine 
schonende Beleuchtung des Geländes; insbesondere be-
troffene Umweltbelange: Tiere 
 
3. Bodenuntersuchung  
mit Aussagen zu vorhandenen Altablagerungen; mit zu-
sammenfassender Bewertung und Gefährdungsabschät-
zung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Mensch, Boden, 
Wasser, Luft, Gesundheit 
 
II  Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit 
    gemäß § 3 Abs. 1 u. 2 BauGB 
 
Stellungnahme zur Berücksichtigung der Planung eines  
          Strahlursprungs. 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Wasser,  
          Pflanzen, Tiere 
 
III  Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Träger  
     öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB 
 
1. Stellungnahme vom Kreis Lippe u.a. zur Wasserwirt-
schaft (Überschwemmungsgebiet), zum Naturschutz und 
Landschaftspflege sowie zum Immissionsschutz; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Wasser, Mensch,  
          Gesundheit, Pflanzen 
 
2. Stellungnahme vom Werre Wasserverband u.a. zum 
Überschwemmungsgebiet und dem geplanten Strahlur-
sprung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Wasser, Mensch,  
          Gesundheit, Tier, Pflanzen 
 
3. Stellungnahme vom Geologischen Dienst NRW u.a. zu 
Baugrundeigenschaften, eventuellen Qualmwasser sowie 
Bodenverdichtungen; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter www.stadt-bad-
salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet eingesehen 
werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden.  
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan 
grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den  22.04.2016 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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208 Bebauungsplan Nr. 0719 A/I„Gewerbegebiet 

Leopoldshöher Straße, Teilbereich A“,  Ortsteil 
Lockhausen  

 - Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses 
 
Beschluss des Planungs – und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 19.04.2016 
 
Der Planungs- und Stadtentwicklungsausschuss beschließt 
gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 1 Abs. 
8 BauGB die Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses  
zum Bebauungsplan Nr. 0719 A/I „Gewerbegebiet Leo-
poldshöher Straße, Teilbereich A“, Ortsteil Lockhausen 
vom 12.11.2008.  
Der Geltungsbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den  22.04.2016 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
gez. Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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209 Bebauungsplan Nr. 0719 B „Gewerbegebiet 

Leopoldshöher Straße, Teilbereich B“,  Ortsteil 
Lockhausen  

 - Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses 
 
Beschluss des Planungs – und Stadtentwicklungsaus-

schusses vom 19.04.2016 
 
Der Planungs- und Stadtentwicklungsausschuss beschließt 
gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 1 Abs. 
8 BauGB die Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses zum 
Bebauungsplan Nr. 0719 „Gewerbegebiet Leopoldshöher 
Straße“, Ortsteil Lockhausen vom 06.07.2004 (Ursprung 
des Bebauungsplanes Nr. 0719 B „Gewerbegebiet Leo-
poldshöher Straße, Teilbereich B“).  
Der Geltungsbereich geht aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Übersichtsplan hervor. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 22.04.2016 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
gez. Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 339 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



340 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 

Stadt Barntrup 
 
210 Hinweis auf das Widerspruchsrecht und auf 

das das Erfordernis der Einwilligung zur Da-
tenübermittlung aus dem Melderegister 

 (§ 42, § 44, § 50 des Bundesmeldegesetzes - 
BMG) 

 
I. Datenübermittlung an andere öffentlich-rechtliche 

Religionsgesellschaften 
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft Familienangehörige, die nicht derselben 
oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
angehören, darf die Meldebehörde 
von diesen Familienangehörigen folgende Daten über-
mitteln: Vor- und Familienname, Geburtsdatum und -ort, 
Geschlecht, Religionszugehörigkeit, derzeitige Anschrif-
ten, Auskunftssperren nach § 51 BMG und Sterbeda-
tum (§ 42 Abs. 2 BMG). Vorgenannte Familienangehö-
rige können verlangen, dass ihre Daten nicht übermittelt 
werden; dies gilt nicht, soweit Daten für Zwecke des 
Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft übermittelt werden. 
Familienangehörige der vorgenannten Mitglieder sind 
der Ehegatte oder Lebenspartner, minderjährige Kinder 
und die Eltern von minderjährigen Kindern. 
(§ 42 Abs. 3 BMG) 

 
II. Datenübermittlung an politische Parteien 

Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und 
anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammen-
hang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher 
und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder 
Abstimmung vorangehenden Monaten Auskunft aus 
dem Melderegister über die in § 44 Abs. 1 Satz 1 BMG 
bezeichneten Daten (Familienname, Vornamen, Dok-
torgrad und derzeitige Anschriften) von Gruppen von 
Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zusammen-
setzung das Lebensalter bestimmend ist. 
(§ 50 Abs. 1 BMG) 

 
III. Datenübermittlung über Alters- und Ehejubiläen 

Die Meldebehörde darf auf Verlangen von Mandatsträ-
gern, Presse oder Rundfunk diesen Auskunft aus dem 
Melderegister über Alters- und Ehejubiläen von Ein-
wohnern erteilen. Die Auskunft darf Familienname, 
Vornamen, Doktorgrad, Anschrift sowie Datum und Art 
des Jubiläums umfassen. 
(§ 50 Abs. 2 BMG) 

 
IV. Datenübermittlung an Adressbuchverlage 

Für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressenver-
zeichnisse in Buchform) darf die Meldebehörde zu allen 
Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
Auskunft über deren Familienname, Vornamen, Doktor-
grad und derzeitige Anschriften, erteilen. 
(§ 50 Abs. 3 BMG) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
V. Auskunft aus dem Melderegister (einfache Meldere-

gisterauskunft) 
Die Meldebehörde darf, wenn eine Person zu einer an-
deren Person oder wenn eine andere als die in § 34 
Abs. 1 Satz 1 BMG oder § 35 BMG bezeichneten Stelle 
Auskunft verlangt, nur Auskunft über Familienname, 
Vornamen, Doktorgrad, derzeitige Anschriften und, so-
fern die Person verstorben ist, diese Tatsache, einzel-
ner bestimmter Personen erteilen. Die Erteilung ist nur 
zulässig, wenn die Auskunft verlangende Person oder 
Stelle erklärt, dass die Daten nicht für Zwecke der Wer-
bung oder des Adresshandels verwendet werden, es 
sei denn, die betroffene Person hat der Übermittlung für 
jeweils diesen Zweck ausdrücklich eingewilligt. 
(§ 44 Abs. 3 Satz 1 BMG) 

 
Der Weitergabe der unter Ziffer I bis IV genannten Da-
ten kann der Betroffene widersprechen. 
(§ 42 Abs. 3 Satz 2 und § 50 Abs. 5 BMG) 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 

 
Die Weitergabe der unter Ziffer V genannten Daten ist 
nur dann zulässig, wenn zuvor der Be3troffene aus-
drücklich schriftlich eingewilligt hat. (§ 44 Abs. 3 Satz 1 
BMG) 
Auf das Erfordernis der Einwilligung weise ich hiermit 
hin. 
 
Der Widerspruchgegen bzw. die Einwilligung zur vorge-
nannten Datenübermittlung ist an den Bürgermeister, 
Fachbereich 3 – Ordnung - Mittelstraße 32, 32683 
Barntrup, zu richten oder direkt bei der Meldebehörde 
der Stadt Barntrup zu erteilen. Vordrucke für die ver-
schiedenen Widerspruchs- und Einwilligungsrechte sind 
bei der Meldebehörde erhältlich. 
 
Es ist zu beachten, dass die genannten Auskünfte be-
reits vor dem jeweiligen Ereignis (ca. 6 Monate vor ei-
ner Wahl, ca. 3 Monate vor einem Jubiläum, ca. 10 Mo-
nate vor Herausgabe eines Adressbuches) erteilt wer-
den dürfen. Der Widerspruch bzw. die Einwilligung 
bleibt bis auf Widerruf gültig. 

 
Barntrup, den 10.03.2016 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Jürgen Schell 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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Stadt Blomberg 
 
211 Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 09/04 

"Am Graswege" im Ortsteil Großenmarpe der 
Stadt Blomberg, einschl. örtlicher Bauvor-
schriften, einschl. Teilaufhebung der Satzung 
gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB für den Ortsteil 
Großenmarpe "Grasweg" und einschl. 1. Be-
richtigung des Flächennutzungsplanes 

 hier: Aufstellungsbeschluss und Beschluss 
zur Unterrichtung der Öffentlichkeit im be-
schleunigten Verfahren 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 25. April 2016 die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 09/04 und die Durch-
führung des erforderlichen Beteiligungsverfahrens be-
schlossen. 
 
Ziel der Bebauungsplanaufstellung ist die Darstellung eines 
Allgemeinen Wohngebietes gem. § 4 BauNVO, öffentlicher 
Verkehrsflächen sowie eines Regenrückhaltebeckens.  
 
Zur planungsrechtlichen Sicherung der verkehrlichen An-
bindung des Plangebietes an den Grasweg erfolgt auf dem 
Flurstück 498 die Aufhebung der rechtsverbindlichen Sat-
zung gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB für den Ortsteil 
Großenmarpe "Grasweg". 
 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Blomberg 
wird im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes 
derart berichtigt, dass die bisherige Darstellung gemischter 
Bauflächen in Wohnbaufläche und Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung "Regenrückhaltebecken" geändert wird. 
 
Das Plangebiet betrifft die Flurstücke 3, 4 (tlw.), 5, 462 
(tlw.) 498 und 505 der Flur 9 in der Gemarkung Großen-
marpe. 
 
1.) Auf Grund der §§ 2 ff BauGB (Baugesetzbuch) wird die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 09/04 im beschleu-
nigten Verfahren gem. § 13a BauGB vorgenommen. 
 
2.) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1Nr. 1 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunig-
ten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt wird. Es wird ferner da-
rauf hingewiesen, dass gem. § 13 Abs. 3 BauGB von dem 
Umweltbericht gem. § 2a BauGB und von der Angabe nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind sowie von der zusammenfas-
senden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen 
wird. Eine Überwachung der Umweltauswirkungen gem. § 
4c BauGB ist gem. § 13 Abs. 3 BauGB nicht vorgesehen. 
Eine Umweltverträglichkeitsuntersuchung ist nicht erforder-
lich. 
 
3.) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 in Verbin-
dung mit § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB auf eine frühzeitige Un-
terrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB verzich-
tet wird. 
 
 
 
 
 

 
4.) In Verbindung mit  § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 
Nr. 2 BauGB wird zur Beteiligung der Öffentlichkeit die 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
 
5.) In Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 
Nr. 3 BauGB wird den berührten Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnah-
me innerhalb angemessener Frist gegeben. 
 
Hiermit wird hiermit gem. § 3 Abs. 2 BauGB bekannt ge-
macht, dass der Entwurf einschließlich Begründung in der 
Zeit vom 
 
18. Mai bis zum 17. Juni 2016 (einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegt. 
 
Während der o.g. Zeit können Stellungnahmen schriftlich 
eingereicht oder zu Protokoll gegeben werden. Über den 
Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. Nicht fristgerecht 
eingereichte Stellungnahmen können bei der Beschluss-
fassung über den Bebauungsplan Nr. 09/04 unberücksich-
tigt bleiben. 
 
Es wird mit Bezug auf § 3 Abs. 1 Satz 2 BauGB darauf hin-
gewiesen, dass auch Kinder und Jugendliche Teil der Öf-
fentlichkeit sind. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 der 
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm 
Einwändungen geltend gemacht werden, die vom Antrag-
steller im Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können.  
 
Die Lage des Plangebietes ist dem beigefügten Über-
sichtsplan zu entnehmen. 
 
Hinweis: Die Unterlagen sind ebenfalls auf der Internetseite 
der Stadt Blomberg unter www.blomberg-lippe.de einseh-
bar. 
 
Blomberg, 28. April 2016 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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Stadt Detmold 
 
212 Plangebietsänderung und Offenlegung des 

Entwurfs des Bebauungsplanes 
 
23-06/I „Balbrede I", Aufstellung 
Ortsteile: Jerxen-Orbke, Nienhagen 
Plangebiet: nordöstlich der Lageschen Straße, 

südwestlich des Oetternbachs und 
westlich des Grundstücks Lagesche 
Straße 241 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) i.V.m. gem. § 3 (2) Baugesetz-
buch (BauGB) bekannt gemacht, dass der Ausschuss für 
Stadtentwicklung der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 
20.04.2016 gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen die Änderungen des Plangebie-
tes und den Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit fol-
gendem Wortlaut beschlossen hat (Plangebietsänderung 
und Entwurfsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt:  
I. die Änderung des mit Aufstellungsbeschluss vom 

27.02.2013 festgelegten Plangebietes für den  
 
Bebauungsplan    23-06/I „Balbrede I", Aufstellung 
Ortsteile: Jerxen-Orbke, Nienhagen 
Plangebiet: nordöstlich der Lageschen Straße, 

südwestlich des Oetternbachs und 
westlich des Grundstücks Lagesche 
Straße 241 

 
II. gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf des o. g. Bebauungs-

planes und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit 
Begründung und den wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom 
 

18.05.2016 bis einschließlich 20.06.2016 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Neben dem Entwurf des Plans sind Bestandteil der ausge-
legten Unterlagen auch die bereits vorliegenden umweltbe-
zogenen Stellungnahmen (Umweltbericht, Fachgutachten). 
Folgende Dokumente sind verfügbar: 
 
- Artenschutzprüfung (ASP) für den B-Plan 23-06/I „Balb-

rede I“, Detmold, Kreis Lippe, NRW (forna Kartierungs-
büro, Oktober 2013), 

- Bodenkundliches Gutachten zur Versickerung von Nie-
derschlagswasser in den B-Plangebieten „Peterskamp“ 
und „Balbrede“ der Stadt Detmold und Empfehlungen 
zur Regenwasserbewirtschaftung in den Plangebieten 
(agus, September 1999), 
 
 
 
 
 
 

 
- Bodenuntersuchungen und Geotechnisches Gutachten 

(MKP, November 2015), 
- Schalltechnische Untersuchung zum B-Plan 23-06/I 

„Balbrede I“ (Stadt Detmold, Fachbereich Stadtentwick-
lung, März 2016),  

- Klimagutachten der Stadt Detmold (GEONET, 1999). 
 
Sie enthalten umweltbezogene Informationen mit wesent-
lichen Auswirkungen zu folgenden Arten: 
Immissionen in Bezug auf konkrete Umweltbelange von 
Emissionen aus vorhandenen Gewerbegebieten, plan-
gegebener Vorbelastung, Geräuschkontingentierung zur 
Absicherung der Verträglichkeit der Bauleitplanung mit der 
Schutzbedürftigkeit der Nachbarschaft vor unzulässigen 
anlagenbezogenen Lärmimmissionen für gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse, Emissionen aus Straßenverkehr, 
sonstige Emissionen, Störfallbetriebe und Lichtemissionen, 
Umweltschutz mit Erhaltungszielen zu den konkreten 
Schutzgütern Mensch, Biotoptypen, Tiere und Pflanzen, 
Arten- und Biotopschutz mit erforderlichen und bilanzierten 
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen sowie artenschutz-
rechtlicher Vermeidungsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) 
für besonders zu schützende, planungsrelevante Arten 
(Feldlerche u. Wachtel), Biologische Vielfalt, Boden und 
Wasser (Oberflächen- u. Grund-
wasser/Regenwasserbewirtschaftungskonzept), Luft und 
Klima mit lufthygienischen und immissionsökologischen 
Belastungen, Landschaft, Kultur und Sachgüter sowie das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen.  
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug ersichtlich. 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planunterlage 
vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 113, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben. Es wird darauf hingewiesen, dass ein 
Normenkontrollantrag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungs-
gerichtsordnung unzulässig ist, wenn die den Antrag stel-
lende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im 
Rahmen dieser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet 
geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 20.04.2016 über die Plangebietsände-
rung und den Entwurf des  
 
Bebauungsplanes 23-06/I „Balbrede I“, Aufstellung 
Ortsteile: Jerxen-Orbke, Nienhagen 
Plangebiet: nordöstlich der Lageschen Straße, 

südwestlich des Oetternbachs und 
westlich des Grundstücks Lagesche 
Straße 241 

 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 2 (1) i.V.m. 
§ 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Detmold, 25.04.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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Gemeinde Extertal 
 
213 Bebauungsplan Nr. 07/03  der Gemeinde Exter-

tal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Hinter der 
Schule“; 

 
 Aufhebung des Bebauungsplanes 
 
 Förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit ge-

mäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Ausschuss für Bauen, Planen und Gemeindeentwick-
lung hat in seiner Sitzung am 07.April. 2016 die in den Ver-
fahren der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 
Abs. 1 BauGB) und der frühzeitigen Beteiligung der Behör-
den (§ 4 Abs. 1 BauGB) über die Aufhebung  des Bebau-
ungsplanes Nr. 07/03  der Gemeinde Extertal, OT Laß-
bruch, für das Gebiet „Hinter der Schule“, eingegangenen 
Stellungnahmen geprüft. 
 
In den Verfahren der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit und der frühzeitigen Beteiligung der Behörden sind 
keine Stellungnahmen eingegangen, die einer Fortsetzung 
des Aufhebungsverfahrens des Bebauungsplanes Nr. 
07/03 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet 
„Hinter der Schule“, entgegenstehen. 
 
Daher hat der Ausschuss für Bauen, Planen und Gemein-
deentwicklung am 07. April 2016 den Beschluss gefasst, 
über das Verfahren der Aufhebung des Bebauungsplanes 
Nr. 07/03 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das 
Gebiet „Hinter der Schule“, die Verfahren der förmlichen 
Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) und der 
förmlichen Beteiligung der Behörden (§ 4 Abs. 2 BauGB) 
durchzuführen. 
 
Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 07/03  der 
Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Hinter 
der Schule“, wird das Ziel verfolgt, dass die bauplanungs- 
und bauordnungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben 
nicht nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes, son-
dern nach den Form- und Verfahrensvorschriften des § 34 
BauGB und der Bauordnung für das Land NRW erfolgen 
solle. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
07/03  der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet 
„Hinter der Schule“, geht aus der beigefügten kartografi-
schen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
Der Entwurf der Aufhebungssatzung des Bebauungsplanes 
Nr. 07/03  der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das 
Gebiet „Hinter der Schule“, bestehend aus der Aufhe-
bungssatzung und der der Aufhebungssatzung beizufü-
genden Begründung und dem Umweltbericht, liegen  in der 
Zeit vom  
 

vom 23. Mai 2016 bis einschließlich 24. Juni 2016 
 
im Rathaus der Gemeinde Extertal,  
Fachbereich „Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, 
32699 Extertal, 2. Obergeschoss, Raum 208, zu folgen-
den Zeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
 
 

 
Montag, Dienstag, Mittwoch  
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 16:00 Uhr 
 
Donnerstag    
08:30 Uhr - 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 17:00 Uhr 
 
Freitag     
07:30 Uhr - 12:00 Uhr 
 
Zugleich kann der Bebauungsplan Nr. 07/03 der Gemeinde 
Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Hinter der Schule“, 
in seiner „augenscheinlich bestehenden Fassung“ einge-
sehen werden. 
 
Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf der der Aufhebungssat-
zung des Bebauungsplanes Nr. 07/03  der Gemeinde Ex-
tertal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Hinter der Schule“, 
schriftlich abgegeben oder zur Niederschrift vorgetragen 
werden.  
 
Folgende der Gemeinde bereits vorliegende umweltbezo-
gene Stellungnahmen / Materialien werden gemäß § 3 Abs. 
2 Satz 1 BauGB mit ausgelegt: 
 

1. Name / Kurzbeschreibung: 
1.1 Umweltbericht als Bestandteil der Begründung 

zum Bebauungsplan 
1.2 Kurzbeschreibung 

 
Der Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB beschreibt und 
bewertet im Regelverfahren zur Aufstellung von Bauleitplä-
nen das Ergebnis der Umweltprüfung bezüglich der Um-
weltbelange. Die Ermittlung der voraussichtlichen erhebli-
chen Umweltauswirkungen erfolgt in der Umweltprüfung. 
 
Der Umweltbericht gibt eine hinreichende Darstellung der 
voraussichtlichen Umweltauswirkungen eines Flächennut-
zungs- oder Bebauungsplans und soll dabei vernünftige 
Planungsalternativen anbieten. Im Umweltbericht sind auch 
Informationen über für das Plangebiet relevante, förmlich 
festgelegte Ziele des Umweltschutzes darzustellen. 
 
Bei der Beschreibung der Umweltauswirkungen können 
neben den durch die Planung sich ergebenden Belastun-
gen auch die positiven Folgen im Umweltbericht dargestellt 
werden. Insgesamt ist es ein Instrument, um die erhebli-
chen Umweltauswirkungen und den Umgang mit den Um-
weltbelangen im Kontext der Bauleitplanung transparent 
darzustellen. 
 
Nach § 2a BauGB ist der Umweltbericht in der Bauleitpla-
nung Teil der Begründung eines Flächennutzungs- oder 
Bebauungsplans und damit Gegenstand der Öffentlich-
keits- und der Behördenbeteiligung; er ist dem jeweiligen 
Verfahrensstand anzupassen. 
 
Der Umweltbericht ist das zentrale Dokument, dem die Öf-
fentlichkeit und die Behörden sowie die sonstigen Träger 
öffentlicher Belange entnehmen können, wie die Gemeinde 
die Umweltprüfung durchgeführt hat. Insbesondere der zu 
einem Bebauungsplan erarbeitete Umweltbericht besitzt 
aufgrund der konkreten Festsetzungen zu einzelnen 
Grundstücken erhebliche Relevanz für Dritte. Daher muss 
er Dritten die Beurteilung ermöglichen, ob und in welchem 
Umfang sie von den Umweltauswirkungen der getroffenen 
Festsetzungen eines Bebauungsplans betroffen sein kön-
nen. 
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Die Gliederung der Begründung berücksichtigt, dass der 
Umweltbericht einerseits ein integraler Bestandteil ist, an-
dererseits ein gesonderter Teil der Begründung ist. Die in-
nere Gliederung des Umweltberichts orientiert sich an der 
Anlage 1 zum Baugesetzbuch. 
 
Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan zu berücksich-
tigen. Der Umweltbericht bereitet demnach die Abwägung 
vor, die Entscheidung über die zu berücksichtigenden Be-
lange erfolgt außerhalb des Umweltberichts. Die im Um-
weltbericht zusammengefassten Belange stehen in der 
Abwägung neben allen anderen in der Begründung darge-
stellten Belangen. Eine Bevorzugung findet nicht statt. 
 
Der Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 
BauGB besteht aus 
 
1. einer Einleitung mit folgenden Angaben: 
 
a) Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele 
des Bauleitplans, einschließlich der Beschreibung der 
Festsetzungen des Plans mit Angaben über Standorte, Art 
und Umfang sowie Bedarf an Grund und Boden der ge-
planten Vorhaben, und 
 
b) Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und 
Fachplänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die für 
den Bauleitplan von Bedeutung sind, und der Art, wie diese 
Ziele und die Umweltbelange bei der Aufstellung berück-
sichtigt wurden, 
 
2. einer Beschreibung und Bewertung der Umweltauswir-
kungen, die in der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 
ermittelt wurden, mit Angaben der 
 
a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des der-
zeitigen Umweltzustands, einschließlich der Umweltmerk-
male der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst 
werden, 
 
b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei 
Durchführung der Planung und bei Nichtdurchführung der 
Planung, 
 
c) geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen und 
 
d) in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmög-
lichkeiten, wobei die Ziele und der räumliche Geltungsbe-
reich des Bauleitplans zu berücksichtigen sind, 
 
3. folgenden zusätzlichen Angaben: 
 
a) Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwende-
ten technischen Verfahren bei der Umweltprüfung sowie 
Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstel-
lung der Angaben aufgetreten sind, zum Beispiel techni-
sche Lücken oder fehlende Kenntnisse, 
 
b) Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwa-
chung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung 
des Bauleitplans auf die Umwelt und 
 
c) allgemein verständliche Zusammenfassung der erforder-
lichen Angaben nach dieser Anlage 
 
 

 
Zur Ermittlung von voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen werden in der Umweltprüfung die in § 2 
UVPG genannte Schutzgüter untersucht: 
 

• Schutzgut Mensch 
 

• Schutzgut Tiere und Pflanzen  
 

• Schutzgut Boden  
 

• Schutzgut Wasser  
 

• Schutzgut Klima 
 

• Schutzgut Luft 
 

• Schutzgut Landschaft 
 

• Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter 
 
2. Wechselwirkungen:  
 

2 Name/  Kurzbeschreibung: 
2.1 Eingegangene Stellungnahmen der Behörden im 

Verfahren gemäß § 4 Abs. 1   
BauGB 

2.2 Kurzbeschreibung 
 
§ 4 Abs. 1 BauGB sieht vor, dass die Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 
durch die Planung berührt werden kann, entsprechend § 3 
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 BauGB zu unterrichten und zur 
Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB aufzufordern sind. Diese frühzeitige Behördenbetei-
ligung entspricht der früher informell durchgeführten Gro-
babstimmung. Als Grundlage für die frühzeitige Behörden-
beteiligung werden die Planungsziele beschrieben und der 
Geltungsbereich des Plangebiets dargestellt. Voraussichtli-
che Umweltkonflikte werden von der Planungsbehörde 
stichwortartig benannt. Die Festlegung des nach § 2 Abs.4 
BauGB erforderlichen Untersuchungsprogramms für die 
Umweltprüfung erfolgt im Rahmen der frühzeitigen Behör-
denbeteiligung.  
 
Im Zusammenwirken mit den möglicherweise berührten 
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wird 
festgelegt, welche Umweltbereiche betroffen und daher in 
das Bauleitplanverfahren einzubeziehen sind. 
 
Abzuklären sind folgende Sachverhalte: 
 
a.) 
welche fachspezifischen Zielaussagen von Plänen, Pro-
grammen und Satzungen, sowie welche Erhaltungsziele 
und Schutzzwecke berührter Gebiete von    gemeinschaftli-
cher Bedeutung bei der Planung zu berücksichtigen sind, 
 
b.) 
in welchem Umfang und Detaillierungsgrad, mit welchen 
Methoden und auf welcher rechtlichen Bewertungsgrundla-
ge die Ermittlung der Umweltauswirkungen erforderlich ist, 
 
c.) 
hinsichtlich welcher Auswirkungen Überwachungsmaß-
nahmen gemäß § 4c BauGB aus Sicht der Fachdienststel-
len erforderlich werden könnten, 
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d.) 
welche Alternativen oder Varianten bei Planung, Ermitt-
lung, Bewertung und Abwägung zu berücksichtigen sind, 
 
e.) 
welche Behörde welche verfahrensrelevanten Unterlagen 
zur Verfügung stellen kann oder 
ggf. welche Teile des Umweltberichts selbst erarbeitet bzw. 
beauftragt werden. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung Behörden gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB wurden von folgenden Behörden Stel-
lungnahmen im Hinblick auf den Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung  abgegeben: 
 
a.) 
Stellungnahme des Kreises Lippe (Stellungnahme vom 16. 
Dezember 2016) 
 
Hinweis: 
 
Stellungnahmen, die im Verfahren der förmlichen Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (Ausle-
gung) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können 
gemäß § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die 
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Be-
bauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 
 
Auf folgende Bestimmung des § 47 Abs. 2 und 2a der Ver-
waltungsgerichtsordnung wird ausdrücklich hingewiesen: 
 
„Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der 
einen Bebauungsplan zum Gegenstand hat, ist unzulässig, 
soweit die den Antrag stellende Person Einwendungen gel-
tend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
(§ 3 Abs. 2 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf die-
se Rechtsfolge im Rahmen der Beteiligung hingewiesen 
worden ist.“ 
 
Die vom Ausschuss für Bauen, Planen und Gemeindeent-
wicklung zur Auslegung bestimmten Planunterlagen kön-
nen im Ratsinformationssystem der Gemeinde Extertal 
eingesehen werden: www. extertal.de, Ratsarbeit, Sitzun-
gen, 07.April 2016, BPlGA, „Büroklammer“.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweis: 
 
Der Bebauungsplan Nr. 07/03 der Gemeinde Extertal, OT 
Laßbruch, für das Gebiet „Hinter der Schule“, wurde im 
Jahre 2009 zum Teil durch den Bebauungsplan Nr. 07/05 
der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet 
„Oberbergklinik“, ersetzt. Das Aufhebungsverfahren betrifft 
nur die verbliebenen Teile des Bebauungsplanes. 
 
gez. 
 
 
Monika Rehmert 
Bürgermeister 
 
Extertal, 11. April 2016 
 
Gemeinde Extertal 
Die Bürgermeisterin 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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214 Bebauungsplan Nr. 01/03  der Gemeinde Exter-

tal, OT Almena, für das Gebiet „Noltingsches 
Gelände“; 

 
 Aufhebung des Bebauungsplanes 
 
 Förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit ge-

mäß     § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Ausschuss für Bauen, Planen und Gemeindeentwick-
lung hat in seiner Sitzung am 07.April. 2016 die in den Ver-
fahren der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 
Abs. 1 BauGB) und der frühzeitigen Beteiligung der Behör-
den (§ 4 Abs. 1 BauGB) über die Aufhebung  des Bebau-
ungsplanes Nr. 01/03 der Gemeinde Extertal, OT Almena, 
für das Gebiet „Noltingsches Gelände“, eingegangenen 
Stellungnahmen geprüft. 
 
In den Verfahren der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit und der frühzeitigen Beteiligung der Behörden sind 
keine Stellungnahmen eingegangen, die einer Fortsetzung 
des Aufhebungsverfahrens des Bebauungsplanes Nr. 
01/03 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet 
„Noltingsches Gelände“, entgegenstehen. 
 
Daher hat der Ausschuss für Bauen, Planen und Gemein-
deentwicklung am 07. April 2016 den Beschluss gefasst, 
über das Verfahren der Aufhebung des Bebauungsplanes 
Nr. 01/03 der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Noltingsches Gelände“, die Verfahren der förmlichen 
Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) und der 
förmlichen Beteiligung der Behörden (§ 4 Abs. 2 BauGB) 
durchzuführen. 
 
Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 01/03  der 
Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Nol-
tingsches Gelände“, wird das Ziel verfolgt, dass die bau-
planungs- und bauordnungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben nicht nach den Festsetzungen des Bebauungs-
planes, sondern nach den Form- und Verfahrensvorschrif-
ten des § 34 BauGB und der Bauordnung für das Land 
NRW erfolgen solle. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
01/03  der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Gebiet 
„Noltingsches Gelände“, geht aus der beigefügten kartogra-
fischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen 
Bekanntmachung ist. 
 
Der Entwurf der Aufhebungssatzung des Bebauungsplanes 
Nr. 01/03  der Gemeinde Extertal, OT Almena, für das Ge-
biet „Noltingsches Gelände“, bestehend aus der Aufhe-
bungssatzung und der der Aufhebungssatzung beizufü-
genden Begründung und dem Umweltbericht, liegen  in der 
Zeit vom  
 

vom 23. Mai 2016 bis einschließlich 24. Juni 2016 
 
im Rathaus der Gemeinde Extertal,  
Fachbereich „Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, 
32699 Extertal, 2. Obergeschoss, Raum 208, zu folgen-
den Zeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch  
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 16:00 Uhr 
 
 
 

 
Donnerstag    
08:30 Uhr - 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 17:00 Uhr 
 
Freitag     
07:30 Uhr - 12:00 Uhr 
 
Zugleich kann der Bebauungsplan Nr. 01/03 der Gemeinde 
Extertal, OT Almena, für das Gebiet „Noltingsches Gelän-
de“, in seiner „augenscheinlich bestehenden Fassung“ ein-
gesehen werden. 
 
Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf der der Aufhebungssat-
zung des Bebauungsplanes Nr. 01/03  der Gemeinde Ex-
tertal, OT Almena, für das Gebiet „Noltingsches Gelände“, 
schriftlich abgegeben oder zur Niederschrift vorgetragen 
werden.  
 
Folgende der Gemeinde bereits vorliegende umweltbezo-
gene Stellungnahmen / Materialien werden gemäß § 3 Abs. 
2 Satz 1 BauGB mit ausgelegt: 
 

1 Name / Kurzbeschreibung: 
1.1 Umweltbericht als Bestandteil der Begründung 

zum Bebauungsplan 
1.2 Kurzbeschreibung 

 
Der Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB beschreibt und 
bewertet im Regelverfahren zur Aufstellung von Bauleitplä-
nen das Ergebnis der Umweltprüfung bezüglich der Um-
weltbelange. Die Ermittlung der voraussichtlichen erhebli-
chen Umweltauswirkungen erfolgt in der Umweltprüfung. 
 
Der Umweltbericht gibt eine hinreichende Darstellung der 
voraussichtlichen Umweltauswirkungen eines Flächennut-
zungs- oder Bebauungsplans und soll dabei vernünftige 
Planungsalternativen anbieten. Im Umweltbericht sind auch 
Informationen über für das Plangebiet relevante, förmlich 
festgelegte Ziele des Umweltschutzes darzustellen. 
 
Bei der Beschreibung der Umweltauswirkungen können 
neben den durch die Planung sich ergebenden Belastun-
gen auch die positiven Folgen im Umweltbericht dargestellt 
werden. Insgesamt ist es ein Instrument, um die erhebli-
chen Umweltauswirkungen und den Umgang mit den Um-
weltbelangen im Kontext der Bauleitplanung transparent 
darzustellen. 
 
Nach § 2a BauGB ist der Umweltbericht in der Bauleitpla-
nung Teil der Begründung eines Flächennutzungs- oder 
Bebauungsplans und damit Gegenstand der Öffentlich-
keits- und der Behördenbeteiligung; er ist dem jeweiligen 
Verfahrensstand anzupassen. 
 
Der Umweltbericht ist das zentrale Dokument, dem die Öf-
fentlichkeit und die Behörden sowie die sonstigen Träger 
öffentlicher Belange entnehmen können, wie die Gemeinde 
die Umweltprüfung durchgeführt hat. Insbesondere der zu 
einem Bebauungsplan erarbeitete Umweltbericht besitzt 
aufgrund der konkreten Festsetzungen zu einzelnen 
Grundstücken erhebliche Relevanz für Dritte. Daher muss 
er Dritten die Beurteilung ermöglichen, ob und in welchem 
Umfang sie von den Umweltauswirkungen der getroffenen 
Festsetzungen eines Bebauungsplans betroffen sein kön-
nen. 
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Die Gliederung der Begründung berücksichtigt, dass der 
Umweltbericht einerseits ein integraler Bestandteil ist, an-
dererseits ein gesonderter Teil der Begründung ist. Die in-
nere Gliederung des Umweltberichts orientiert sich an der 
Anlage 1 zum Baugesetzbuch. 
 
Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan zu berücksich-
tigen. Der Umweltbericht bereitet demnach die Abwägung 
vor, die Entscheidung über die zu berücksichtigenden Be-
lange erfolgt außerhalb des Umweltberichts. Die im Um-
weltbericht zusammengefassten Belange stehen in der 
Abwägung neben allen anderen in der Begründung darge-
stellten Belangen. Eine Bevorzugung findet nicht statt. 
 
Der Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 
BauGB besteht aus 
1. einer Einleitung mit folgenden Angaben: 
 
a) Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele 
des Bauleitplans, einschließlich der Beschreibung der 
Festsetzungen des Plans mit Angaben über Standorte, Art 
und Umfang sowie Bedarf an Grund und Boden der ge-
planten Vorhaben, und 
 
b) Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und 
Fachplänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die für 
den Bauleitplan von Bedeutung sind, und der Art, wie diese 
Ziele und die Umweltbelange bei der Aufstellung berück-
sichtigt wurden, 
 
2. einer Beschreibung und Bewertung der Umweltauswir-
kungen, die in der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 
ermittelt wurden, mit Angaben der 
 
a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des der-
zeitigen Umweltzustands, einschließlich der Umweltmerk-
male der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst 
werden, 
 
b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei 
Durchführung der Planung und bei Nichtdurchführung der 
Planung, 
 
c) geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen und 
 
d) in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmög-
lichkeiten, wobei die Ziele und der räumliche Geltungsbe-
reich des Bauleitplans zu berücksichtigen sind, 
 
3. folgenden zusätzlichen Angaben: 
 
a) Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwende-
ten technischen Verfahren bei der Umweltprüfung sowie 
Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstel-
lung der Angaben aufgetreten sind, zum Beispiel techni-
sche Lücken oder fehlende Kenntnisse, 
 
b) Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwa-
chung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung 
des Bauleitplans auf die Umwelt und 
 
c) allgemein verständliche Zusammenfassung der erforder-
lichen Angaben nach dieser Anlage 
Zur Ermittlung von voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen werden in der Umweltprüfung die in § 2 
UVPG genannte Schutzgüter untersucht: 

 
• Schutzgut Mensch 
 

• Schutzgut Tiere und Pflanzen  
 

• Schutzgut Boden  
 

• Schutzgut Wasser  
 

• Schutzgut Klima 
 

• Schutzgut Luft 
 

• Schutzgut Landschaft 
 

• Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter 
 
2. Wechselwirkungen:  
 

2. Name/  Kurzbeschreibung: 
2.1 Eingegangene Stellungnahmen der Behörden im 

Verfahren gemäß § 4 Abs. 1   
BauGB 

2.2 Kurzbeschreibung 
 
§ 4 Abs. 1 BauGB sieht vor, dass die Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 
durch die Planung berührt werden kann, entsprechend § 3 
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 BauGB zu unterrichten und zur 
Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB aufzufordern sind. Diese frühzeitige Behördenbetei-
ligung entspricht der früher informell durchgeführten Gro-
babstimmung. Als Grundlage für die frühzeitige Behörden-
beteiligung werden die Planungsziele beschrieben und der 
Geltungsbereich des Plangebiets dargestellt. Voraussichtli-
che Umweltkonflikte werden von der Planungsbehörde 
stichwortartig benannt. Die Festlegung des nach § 2 Abs.4 
BauGB erforderlichen Untersuchungsprogramms für die 
Umweltprüfung erfolgt im Rahmen der frühzeitigen Behör-
denbeteiligung.  
 
Im Zusammenwirken mit den möglicherweise berührten 
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wird 
festgelegt, welche Umweltbereiche betroffen und daher in 
das Bauleitplanverfahren einzubeziehen sind. 
 
Abzuklären sind folgende Sachverhalte: 
 
a.) 
welche fachspezifischen Zielaussagen von Plänen, Pro-
grammen und Satzungen, sowie welche Erhaltungsziele 
und Schutzzwecke berührter Gebiete von    gemeinschaftli-
cher Bedeutung bei der Planung zu berücksichtigen sind, 
 
b.) 
in welchem Umfang und Detaillierungsgrad, mit welchen 
Methoden und auf welcher rechtlichen Bewertungsgrundla-
ge die Ermittlung der Umweltauswirkungen erforderlich ist, 
 
c.) 
hinsichtlich welcher Auswirkungen Überwachungsmaß-
nahmen gemäß § 4c BauGB aus Sicht der Fachdienststel-
len erforderlich werden könnten, 
 
d.) 
welche Alternativen oder Varianten bei Planung, Ermitt-
lung, Bewertung und Abwägung zu berücksichtigen sind, 
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e.) 
welche Behörde welche verfahrensrelevanten Unterlagen 
zur Verfügung stellen kann oder 
ggf. welche Teile des Umweltberichts selbst erarbeitet bzw. 
beauftragt werden. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung Behörden gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB wurden von folgenden Behörden Stel-
lungnahmen im Hinblick auf den Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung  abgegeben: 
 
a.) 
Stellungnahme des Kreises Lippe (Stellungnahme vom 16. 
Dezember 2016) 
 
Hinweis: 
 
Stellungnahmen, die im Verfahren der förmlichen Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (Ausle-
gung) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können 
gemäß § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die 
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Be-
bauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 
 
Auf folgende Bestimmung des § 47 Abs. 2 und 2a der Ver-
waltungsgerichtsordnung wird ausdrücklich hingewiesen: 
 
„Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der 
einen Bebauungsplan zum Gegenstand hat, ist unzulässig, 
soweit die den Antrag stellende Person Einwendungen gel-
tend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
(§ 3 Abs. 2 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf die-
se Rechtsfolge im Rahmen der Beteiligung hingewiesen 
worden ist.“ 
 
Die vom Ausschuss für Bauen, Planen und Gemeindeent-
wicklung zur Auslegung bestimmten Planunterlagen kön-
nen im Ratsinformationssystem der Gemeinde Extertal 
eingesehen werden: www. extertal.de, Ratsarbeit, Sitzun-
gen, 07. April 2016, BPlGA, „Büroklammer“.  
 
gez. 
 
 
Monika Rehmert 
Bürgermeister 
 
Extertal, den 11. April 2016 
 
Gemeinde Extertal 
Die Bürgermeisterin 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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215 Bebauungsplan Nr. 07/01 der Gemeinde Exter-

tal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Schiefer 
Brink“; 

 
 Aufhebung des Bebauungsplanes 
 
 Förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit ge-

mäß    § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Ausschuss für Bauen, Planen und Gemeindeentwick-
lung hat in seiner Sitzung am 07.April. 2016 die in den Ver-
fahren der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 
Abs. 1 BauGB) und der frühzeitigen Beteiligung der Behör-
den (§ 4 Abs. 1 BauGB) über die Aufhebung  des Bebau-
ungsplanes Nr. 07/01  der Gemeinde Extertal, OT Laß-
bruch, für das Gebiet „Schiefer Brink“, eingegangenen Stel-
lungnahmen geprüft. 
 
In den Verfahren der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit und der frühzeitigen Beteiligung der Behörden sind 
keine Stellungnahmen eingegangen, die einer Fortsetzung 
des Aufhebungsverfahrens des Bebauungsplanes Nr. 
07/01 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet 
„Schiefer Brink“, entgegenstehen. 
 
Daher hat der Ausschuss für Bauen, Planen und Gemein-
deentwicklung am 07. April 2016 den Beschluss gefasst, 
über das Verfahren der Aufhebung des Bebauungsplanes 
Nr. 07/01 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das 
Gebiet „Schiefer Brink“, die Verfahren der förmlichen Betei-
ligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) und der förmli-
chen Beteiligung der Behörden (§ 4 Abs. 2 BauGB) durch-
zuführen. 
 
Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 07/01  der 
Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Schiefer 
Brink“, wird das Ziel verfolgt, dass die bauplanungs- und 
bauordnungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben nicht 
nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes, sondern 
nach den Form- und Verfahrensvorschriften des § 34 
BauGB und der Bauordnung für das Land NRW erfolgen 
solle. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
07/01  der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet 
„Schiefer Brink“, geht aus der beigefügten kartografischen 
Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentlichen Be-
kanntmachung ist. 
 
Der Entwurf der Aufhebungssatzung des Bebauungsplanes 
Nr. 07/01  der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das 
Gebiet „Schiefer Brink“, bestehend aus der Aufhebungs-
satzung und der der Aufhebungssatzung beizufügenden 
Begründung und dem Umweltbericht, liegen  in der Zeit 
vom  
 

vom 23. Mai 2016 bis einschließlich 24. Juni 2016 
 
im Rathaus der Gemeinde Extertal,  
Fachbereich „Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, 
32699 Extertal, 2. Obergeschoss, Raum 208, zu folgen-
den Zeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch  
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 16:00 Uhr 
 
 
 

 
Donnerstag    
08:30 Uhr - 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 17:00 Uhr 
 
Freitag     
07:30 Uhr - 12:00 Uhr 
 
Zugleich kann der Bebauungsplan Nr. 07/01 der Gemeinde 
Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Schiefer Brink“, in 
seiner „augenscheinlich bestehenden Fassung“ eingese-
hen werden. 
 
Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf der der Aufhebungssat-
zung des Bebauungsplanes Nr. 07/01  der Gemeinde Ex-
tertal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Schiefer Brink“, schrift-
lich abgegeben oder zur Niederschrift vorgetragen werden.  
 
Folgende der Gemeinde bereits vorliegende umweltbezo-
gene Stellungnahmen / Materialien werden gemäß § 3 Abs. 
2 Satz 1 BauGB mit ausgelegt: 
 

1 Name / Kurzbeschreibung: 
1.1 Umweltbericht als Bestandteil der Begründung 

zum Bebauungsplan 
1.2 Kurzbeschreibung 

 
Der Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB beschreibt und 
bewertet im Regelverfahren zur Aufstellung von Bauleitplä-
nen das Ergebnis der Umweltprüfung bezüglich der Um-
weltbelange. Die Ermittlung der voraussichtlichen erhebli-
chen Umweltauswirkungen erfolgt in der Umweltprüfung. 
 
Der Umweltbericht gibt eine hinreichende Darstellung der 
voraussichtlichen Umweltauswirkungen eines Flächennut-
zungs- oder Bebauungsplans und soll dabei vernünftige 
Planungsalternativen anbieten. Im Umweltbericht sind auch 
Informationen über für das Plangebiet relevante, förmlich 
festgelegte Ziele des Umweltschutzes darzustellen. 
 
Bei der Beschreibung der Umweltauswirkungen können 
neben den durch die Planung sich ergebenden Belastun-
gen auch die positiven Folgen im Umweltbericht dargestellt 
werden. Insgesamt ist es ein Instrument, um die erhebli-
chen Umweltauswirkungen und den Umgang mit den Um-
weltbelangen im Kontext der Bauleitplanung transparent 
darzustellen. 
 
Nach § 2a BauGB ist der Umweltbericht in der Bauleitpla-
nung Teil der Begründung eines Flächennutzungs- oder 
Bebauungsplans und damit Gegenstand der Öffentlich-
keits- und der Behördenbeteiligung; er ist dem jeweiligen 
Verfahrensstand anzupassen. 
 
Der Umweltbericht ist das zentrale Dokument, dem die Öf-
fentlichkeit und die Behörden sowie die sonstigen Träger 
öffentlicher Belange entnehmen können, wie die Gemeinde 
die Umweltprüfung durchgeführt hat. Insbesondere der zu 
einem Bebauungsplan erarbeitete Umweltbericht besitzt 
aufgrund der konkreten Festsetzungen zu einzelnen 
Grundstücken erhebliche Relevanz für Dritte. Daher muss 
er Dritten die Beurteilung ermöglichen, ob und in welchem 
Umfang sie von den Umweltauswirkungen der getroffenen 
Festsetzungen eines Bebauungsplans betroffen sein kön-
nen. 
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Die Gliederung der Begründung berücksichtigt, dass der 
Umweltbericht einerseits ein integraler Bestandteil ist, an-
dererseits ein gesonderter Teil der Begründung ist. Die in-
nere Gliederung des Umweltberichts orientiert sich an der 
Anlage 1 zum Baugesetzbuch. 
 
Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan zu berücksich-
tigen. Der Umweltbericht bereitet demnach die Abwägung 
vor, die Entscheidung über die zu berücksichtigenden Be-
lange erfolgt außerhalb des Umweltberichts. Die im Um-
weltbericht zusammengefassten Belange stehen in der 
Abwägung neben allen anderen in der Begründung darge-
stellten Belangen. Eine Bevorzugung findet nicht statt. 
 
Der Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 
BauGB besteht aus 
 
1. einer Einleitung mit folgenden Angaben: 
 
a) Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele 
des Bauleitplans, einschließlich der Beschreibung der 
Festsetzungen des Plans mit Angaben über Standorte, Art 
und Umfang sowie Bedarf an Grund und Boden der ge-
planten Vorhaben, und 
 
b) Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und 
Fachplänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die für 
den Bauleitplan von Bedeutung sind, und der Art, wie diese 
Ziele und die Umweltbelange bei der Aufstellung berück-
sichtigt wurden, 
 
2. einer Beschreibung und Bewertung der Umweltauswir-
kungen, die in der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 
ermittelt wurden, mit Angaben der 
 
a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des der-
zeitigen Umweltzustands, einschließlich der Umweltmerk-
male der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst 
werden, 
 
b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei 
Durchführung der Planung und bei Nichtdurchführung der 
Planung, 
 
c) geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen und 
 
d) in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmög-
lichkeiten, wobei die Ziele und der räumliche Geltungsbe-
reich des Bauleitplans zu berücksichtigen sind, 
 
3. folgenden zusätzlichen Angaben: 
 
a) Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwende-
ten technischen Verfahren bei der Umweltprüfung sowie 
Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstel-
lung der Angaben aufgetreten sind, zum Beispiel techni-
sche Lücken oder fehlende Kenntnisse, 
 
b) Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwa-
chung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung 
des Bauleitplans auf die Umwelt und 
 
c) allgemein verständliche Zusammenfassung der erforder-
lichen Angaben nach dieser Anlage 
 
 

 
Zur Ermittlung von voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen werden in der Umweltprüfung die in § 2 
UVPG genannte Schutzgüter untersucht: 
 

• Schutzgut Mensch 
 

• Schutzgut Tiere und Pflanzen  
 

• Schutzgut Boden  
 

• Schutzgut Wasser  
 

• Schutzgut Klima 
 

• Schutzgut Luft 
 

• Schutzgut Landschaft 
 

• Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter 
 
2. Wechselwirkungen:  
 

2. Name/  Kurzbeschreibung: 
2.1. Eingegangene Stellungnahmen der Behörden 

im Verfahren gemäß § 4 Abs. 1   
BauGB 

2.2. Kurzbeschreibung 
 
§ 4 Abs. 1 BauGB sieht vor, dass die Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 
durch die Planung berührt werden kann, entsprechend § 3 
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 BauGB zu unterrichten und zur 
Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB aufzufordern sind. Diese frühzeitige Behördenbetei-
ligung entspricht der früher informell durchgeführten Gro-
babstimmung. Als Grundlage für die frühzeitige Behörden-
beteiligung werden die Planungsziele beschrieben und der 
Geltungsbereich des Plangebiets dargestellt. Voraussichtli-
che Umweltkonflikte werden von der Planungsbehörde 
stichwortartig benannt. Die Festlegung des nach § 2 Abs.4 
BauGB erforderlichen Untersuchungsprogramms für die 
Umweltprüfung erfolgt im Rahmen der frühzeitigen Behör-
denbeteiligung.  
 
Im Zusammenwirken mit den möglicherweise berührten 
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wird 
festgelegt, welche Umweltbereiche betroffen und daher in 
das Bauleitplanverfahren einzubeziehen sind. 
 
Abzuklären sind folgende Sachverhalte: 
 
a.) 
welche fachspezifischen Zielaussagen von Plänen, Pro-
grammen und Satzungen, sowie welche Erhaltungsziele 
und Schutzzwecke berührter Gebiete von    gemeinschaftli-
cher Bedeutung bei der Planung zu berücksichtigen sind, 
 
b.) 
in welchem Umfang und Detaillierungsgrad, mit welchen 
Methoden und auf welcher rechtlichen Bewertungsgrundla-
ge die Ermittlung der Umweltauswirkungen erforderlich ist, 
 
c.) 
hinsichtlich welcher Auswirkungen Überwachungsmaß-
nahmen gemäß § 4c BauGB aus Sicht der Fachdienststel-
len erforderlich werden könnten, 
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d.) 
welche Alternativen oder Varianten bei Planung, Ermitt-
lung, Bewertung und Abwägung zu berücksichtigen sind, 
 
e.) 
welche Behörde welche verfahrensrelevanten Unterlagen 
zur Verfügung stellen kann oder 
ggf. welche Teile des Umweltberichts selbst erarbeitet bzw. 
beauftragt werden. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung Behörden gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB wurden von folgenden Behörden Stel-
lungnahmen im Hinblick auf den Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung  abgegeben: 
 
a.) 
Stellungnahme des Kreises Lippe (Stellungnahme vom 16. 
Dezember 2016) 
 
Hinweis: 
 
Stellungnahmen, die im Verfahren der förmlichen Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (Ausle-
gung) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können 
gemäß § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die 
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Be-
bauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 
 
Auf folgende Bestimmung des § 47 Abs. 2 und 2a der Ver-
waltungsgerichtsordnung wird ausdrücklich hingewiesen: 
 
„Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der 
einen Bebauungsplan zum Gegenstand hat, ist unzulässig, 
soweit die den Antrag stellende Person Einwendungen gel-
tend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
(§ 3 Abs. 2 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf die-
se Rechtsfolge im Rahmen der Beteiligung hingewiesen 
worden ist.“ 
 
Die vom Ausschuss für Bauen, Planen und Gemeindeent-
wicklung zur Auslegung bestimmten Planunterlagen kön-
nen im Ratsinformationssystem der Gemeinde Extertal 
eingesehen werden: www. extertal.de, Ratsarbeit, Sitzun-
gen, 07. April 2016, BPlGA, „Büroklammer“.  
 
gez. 
 
 
Monika Rehmert 
Bürgermeister 
 
Extertal, 11. April 2016 
 
Gemeinde Extertal 
Die  Bürgermeisterin 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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216 Bebauungsplan Nr. 03/09  der Gemeinde Exter-

tal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Westlich 
der Waldstraße“; 

 
 Aufhebung des Bebauungsplanes 
 
 Förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit ge-

mäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Ausschuss für Bauen, Planen und Gemeindeentwick-
lung hat in seiner Sitzung am 07.April. 2016 die in den Ver-
fahren der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 
Abs. 1 BauGB) und der frühzeitigen Beteiligung der Behör-
den (§ 4 Abs. 1 BauGB) über die Aufhebung  des Bebau-
ungsplanes Nr. 03/09  der Gemeinde Extertal, OT Bösing-
feld, für das Gebiet „Westlich der Waldstraße“, eingegan-
genen Stellungnahmen geprüft. 
 
In den Verfahren der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit und der frühzeitigen Beteiligung der Behörden sind 
keine Stellungnahmen eingegangen, die einer Fortsetzung 
des Aufhebungsverfahrens des Bebauungsplanes Nr. 
03/09 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Westlich der Waldstraße“, entgegenstehen. 
 
Daher hat der Ausschuss für Bauen, Planen und Gemein-
deentwicklung am 07. April 2016 den Beschluss gefasst, 
über das Verfahren der Aufhebung des Bebauungsplanes 
Nr. 03/09 der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Westlich der Waldstraße“, die Verfahren der förmli-
chen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) und 
der förmlichen Beteiligung der Behörden (§ 4 Abs. 2 
BauGB) durchzuführen. 
 
Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 03/09  der 
Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „West-
lich der Waldstraße“, wird das Ziel verfolgt, dass die bau-
planungs- und bauordnungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben nicht nach den Festsetzungen des Bebauungs-
planes, sondern nach den Form- und Verfahrensvorschrif-
ten des § 34 BauGB und der Bauordnung für das Land 
NRW erfolgen solle. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
03/09  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das Ge-
biet „Westlich der Waldstraße“, geht aus der beigefügten 
kartografischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öf-
fentlichen Bekanntmachung ist. 
 
Der Entwurf der Aufhebungssatzung des Bebauungsplanes 
Nr. 03/09  der Gemeinde Extertal, OT Bösingfeld, für das 
Gebiet „Westlich der Waldstraße“, bestehend aus der Auf-
hebungssatzung und der der Aufhebungssatzung beizufü-
genden Begründung und dem Umweltbericht, liegen  in der 
Zeit vom  
 

vom 23. Mai 2016 bis einschließlich 24. Juni 2016 
 
im Rathaus der Gemeinde Extertal,  
Fachbereich „Planen und Bauen“, Mittelstraße 36, 
32699 Extertal, 2. Obergeschoss, Raum 208, zu folgen-
den Zeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
Montag, Dienstag, Mittwoch  
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 16:00 Uhr 
 
 
 

 
Donnerstag    
08:30 Uhr - 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 17:00 Uhr 
 
Freitag     
07:30 Uhr - 12:00 Uhr 
 
Zugleich kann der Bebauungsplan Nr. 03/09 der Gemeinde 
Extertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Westlich der Wald-
straße“, in seiner „augenscheinlich bestehenden Fassung“ 
eingesehen werden. 
 
Während der o. g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zu dem Entwurf der der Aufhebungssat-
zung des Bebauungsplanes Nr. 03/09  der Gemeinde Ex-
tertal, OT Bösingfeld, für das Gebiet „Westlich der Wald-
straße“, schriftlich abgegeben oder zur Niederschrift vorge-
tragen werden.  
 
Folgende der Gemeinde bereits vorliegende umweltbezo-
gene Stellungnahmen / Materialien werden gemäß § 3 Abs. 
2 Satz 1 BauGB mit ausgelegt: 
 

1 Name / Kurzbeschreibung: 
1.1 Umweltbericht als Bestandteil der Begründung 

zum Bebauungsplan 
1.2 Kurzbeschreibung 

 
Der Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB beschreibt und 
bewertet im Regelverfahren zur Aufstellung von Bauleitplä-
nen das Ergebnis der Umweltprüfung bezüglich der Um-
weltbelange. Die Ermittlung der voraussichtlichen erhebli-
chen Umweltauswirkungen erfolgt in der Umweltprüfung. 
 
Der Umweltbericht gibt eine hinreichende Darstellung der 
voraussichtlichen Umweltauswirkungen eines Flächennut-
zungs- oder Bebauungsplans und soll dabei vernünftige 
Planungsalternativen anbieten. Im Umweltbericht sind auch 
Informationen über für das Plangebiet relevante, förmlich 
festgelegte Ziele des Umweltschutzes darzustellen. 
 
Bei der Beschreibung der Umweltauswirkungen können 
neben den durch die Planung sich ergebenden Belastun-
gen auch die positiven Folgen im Umweltbericht dargestellt 
werden. Insgesamt ist es ein Instrument, um die erhebli-
chen Umweltauswirkungen und den Umgang mit den Um-
weltbelangen im Kontext der Bauleitplanung transparent 
darzustellen. 
Nach § 2a BauGB ist der Umweltbericht in der Bauleitpla-
nung Teil der Begründung eines Flächennutzungs- oder 
Bebauungsplans und damit Gegenstand der Öffentlich-
keits- und der Behördenbeteiligung; er ist dem jeweiligen 
Verfahrensstand anzupassen. 
 
Der Umweltbericht ist das zentrale Dokument, dem die Öf-
fentlichkeit und die Behörden sowie die sonstigen Träger 
öffentlicher Belange entnehmen können, wie die Gemeinde 
die Umweltprüfung durchgeführt hat. Insbesondere der zu 
einem Bebauungsplan erarbeitete Umweltbericht besitzt 
aufgrund der konkreten Festsetzungen zu einzelnen 
Grundstücken erhebliche Relevanz für Dritte. Daher muss 
er Dritten die Beurteilung ermöglichen, ob und in welchem 
Umfang sie von den Umweltauswirkungen der getroffenen 
Festsetzungen eines Bebauungsplans betroffen sein kön-
nen. 
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Die Gliederung der Begründung berücksichtigt, dass der 
Umweltbericht einerseits ein integraler Bestandteil ist, an-
dererseits ein gesonderter Teil der Begründung ist. Die in-
nere Gliederung des Umweltberichts orientiert sich an der 
Anlage 1 zum Baugesetzbuch. 
 
Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan zu berücksich-
tigen. Der Umweltbericht bereitet demnach die Abwägung 
vor, die Entscheidung über die zu berücksichtigenden Be-
lange erfolgt außerhalb des Umweltberichts. Die im Um-
weltbericht zusammengefassten Belange stehen in der 
Abwägung neben allen anderen in der Begründung darge-
stellten Belangen. Eine Bevorzugung findet nicht statt. 
Der Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 
BauGB besteht aus 
 
1. einer Einleitung mit folgenden Angaben: 
 
a) Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele 
des Bauleitplans, einschließlich der Beschreibung der 
Festsetzungen des Plans mit Angaben über Standorte, Art 
und Umfang sowie Bedarf an Grund und Boden der ge-
planten Vorhaben, und 
 
b) Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und 
Fachplänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die für 
den Bauleitplan von Bedeutung sind, und der Art, wie diese 
Ziele und die Umweltbelange bei der Aufstellung berück-
sichtigt wurden, 
 
2. einer Beschreibung und Bewertung der Umweltauswir-
kungen, die in der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 
ermittelt wurden, mit Angaben der 
 
a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des der-
zeitigen Umweltzustands, einschließlich der Umweltmerk-
male der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst 
werden, 
 
b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei 
Durchführung der Planung und bei Nichtdurchführung der 
Planung, 
 
c) geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 
und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen und 
 
d) in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmög-
lichkeiten, wobei die Ziele und der räumliche Geltungsbe-
reich des Bauleitplans zu berücksichtigen sind, 
 
3. folgenden zusätzlichen Angaben: 
 
a) Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwende-
ten technischen Verfahren bei der Umweltprüfung sowie 
Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstel-
lung der Angaben aufgetreten sind, zum Beispiel techni-
sche Lücken oder fehlende Kenntnisse, 
 
b) Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwa-
chung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung 
des Bauleitplans auf die Umwelt und 
 
c) allgemein verständliche Zusammenfassung der erforder-
lichen Angaben nach dieser Anlage 
Zur Ermittlung von voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen werden in der Umweltprüfung die in § 2 
UVPG genannte Schutzgüter untersucht: 

 
• Schutzgut Mensch 
 

• Schutzgut Tiere und Pflanzen  
 

• Schutzgut Boden  
 

• Schutzgut Wasser  
 

• Schutzgut Klima 
 

• Schutzgut Luft 
 

• Schutzgut Landschaft 
 

• Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter 
 
2. Wechselwirkungen:  
 

2. Name/  Kurzbeschreibung: 
2.1 Eingegangene Stellungnahmen der Behörden im 

Verfahren gemäß § 4 Abs. 1   
BauGB 

2.2 Kurzbeschreibung 
 
§ 4 Abs. 1 BauGB sieht vor, dass die Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich 
durch die Planung berührt werden kann, entsprechend § 3 
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 BauGB zu unterrichten und zur 
Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB aufzufordern sind. Diese frühzeitige Behördenbetei-
ligung entspricht der früher informell durchgeführten Gro-
babstimmung. Als Grundlage für die frühzeitige Behörden-
beteiligung werden die Planungsziele beschrieben und der 
Geltungsbereich des Plangebiets dargestellt. Voraussichtli-
che Umweltkonflikte werden von der Planungsbehörde 
stichwortartig benannt. Die Festlegung des nach § 2 Abs.4 
BauGB erforderlichen Untersuchungsprogramms für die 
Umweltprüfung erfolgt im Rahmen der frühzeitigen Behör-
denbeteiligung.  
 
Im Zusammenwirken mit den möglicherweise berührten 
Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wird 
festgelegt, welche Umweltbereiche betroffen und daher in 
das Bauleitplanverfahren einzubeziehen sind. 
 
Abzuklären sind folgende Sachverhalte: 
 
a.) 
welche fachspezifischen Zielaussagen von Plänen, Pro-
grammen und Satzungen, sowie welche Erhaltungsziele 
und Schutzzwecke berührter Gebiete von    gemeinschaftli-
cher Bedeutung bei der Planung zu berücksichtigen sind, 
 
b.) 
in welchem Umfang und Detaillierungsgrad, mit welchen 
Methoden und auf welcher rechtlichen Bewertungsgrundla-
ge die Ermittlung der Umweltauswirkungen erforderlich ist, 
 
c.) 
hinsichtlich welcher Auswirkungen Überwachungsmaß-
nahmen gemäß § 4c BauGB aus Sicht der Fachdienststel-
len erforderlich werden könnten, 
 
d.) 
welche Alternativen oder Varianten bei Planung, Ermitt-
lung, Bewertung und Abwägung zu berücksichtigen sind, 
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e.) 
welche Behörde welche verfahrensrelevanten Unterlagen 
zur Verfügung stellen kann oder 
ggf. welche Teile des Umweltberichts selbst erarbeitet bzw. 
beauftragt werden. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung Behörden gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB wurden von folgenden Behörden Stel-
lungnahmen im Hinblick auf den Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung  abgegeben: 
 
a.) 
Stellungnahme des Kreises Lippe (Stellungnahme vom 16. 
Dezember.2016) 
 
Hinweis: 
 
Stellungnahmen, die im Verfahren der förmlichen Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (Ausle-
gung) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können 
gemäß § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die 
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Be-
bauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 
 
Auf folgende Bestimmung des § 47 Abs. 2 und 2a der Ver-
waltungsgerichtsordnung wird ausdrücklich hingewiesen: 
 
„Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der 
einen Bebauungsplan zum Gegenstand hat, ist unzulässig, 
soweit die den Antrag stellende Person Einwendungen gel-
tend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
(§ 3 Abs. 2 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf die-
se Rechtsfolge im Rahmen der Beteiligung hingewiesen 
worden ist.“ 
 
Die vom Ausschuss für Bauen, Planen und Gemeindeent-
wicklung zur Auslegung bestimmten Planunterlagen kön-
nen im Ratsinformationssystem der Gemeinde Extertal 
eingesehen werden: www. extertal.de, Ratsarbeit, Sitzun-
gen, 07. April 2016, BPlGA, „Büroklammer“.  
 
gez. 
 
 
Monika Rehmert 
Bürgermeister 
 
Extertal, 11. April 2016 
 
Gemeinde Extertal 
Die  Bürgermeisterin 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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Gemeinde Kalletal 
 
217 Rechtsverordnung vom 25.04.2016 zur Aufhe-

bung der Rechtsverordnung über die Bildung 
eines Schuleinzugsbereiches für die Fröbel-
schule  

 – Förderschule der Gemeinde Kalletal, Förder-
schwerpunkt Lernen – 

  vom 24.06.2008 
 
Aufgrund des § 84 Abs. 1 des Schulgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Schulge-setz NRW – SchulG) vom 
15.02.2005 (GV. NRW. S. 102) in der zurzeit geltenden 
Fassung in Verbindung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 Buchstabe 
f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der zur-
zeit gelten-den Fassung hat der Rat der Gemeinde Kalletal 
in seiner Sitzung am 17.03.2016 folgende Rechtsverord-
nung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Rechtsverordnung über die Bildung eines Schulein-
zugsbereiches für die Fröbelschule – Förderschule der 
Gemeinde Kalletal, Förderschwerpunkt Lernen – vom 
24.06.2008 wird mit Ablauf des 31.07.2016 aufgehoben. 
 

§ 2 
 
Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Rechtsverordnung vom 25.04.2016 zur 
Aufhebung der Rechtsverordnung über die Bildung eines 
Schuleinzugsbereiches für die Fröbelschule – Förderschule 
der Gemeinde Kalletal, Förderschwerpunkt Lernen – vom 
24.06.2008 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird 
darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO 
NRW eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
 
 
 
 
 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung wird zusätz-
lich zur Veröffentlichung im Kreisblatt – Amtsblatt des Krei-
ses Lippe und seiner Städte und Gemeinden auf der Inter-
netseite der Gemeinde Kalletal unter www.kalletal.de 
Rubrik Bekanntmachungen zugänglich gemacht. 
 
Kalletal, den 25.04.2016 
 
Gemeinde Kalletal  
Der Bürgermeister 
 
 
Mario Hecker 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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Stadt Lage 
 
218 Wahl einer stellvertretenden Schiedsperson 

für das Gebiet der Stadt Lage 
 
Das Amtsgericht Detmold hat schriftlich mitgeteilt, dass der 
stellvertretende Schiedsmann der Stadt Lage auf eigenen 
Wunsch von seinem Amt entbunden wurde.  
Der Rat der Stadt Lage hat deshalb eine Neuwahl durchzu-
führen. 
 
Das Verfahren richtet sich nach den Vorschriften des 
Schiedsamtsgesetzes NRW. 
 
Am Schiedsamt interessierte Personen werden hiermit ge-
beten sich bis zum 15. Juni 2016 zu bewerben. 
 
Die Bewerbungen sind schriftlich zu richten an:  
 

• Stadt Lage, FG Zentraler Service, Lange Straße 72, 
32791 Lage,  

 
• per Fax unter der Nr. 05232/6019100 oder  
 
• per E-Mail an d.slotta@lage.de . 

 
Für das Schiedsamt sind folgende Voraussetzungen zu er-
füllen: 
 
1. Die Schiedsperson muss nach ihrer Persönlichkeit und 

ihren Fähigkeiten für das Amt geeignet sein. 
 
2. Schiedsperson kann nicht sein, wer die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder unter 
Betreuung steht. 

 
3. Die Schiedsperson soll zwischen 30 und 70 Jahre alt 

sein und ihren Wohnsitz in Lage haben. Sie darf in der 
Verfügung über ihr Vermögen nicht beschränkt sein. 

 
Die Amtszeit der Schiedspersonen beträgt 5 Jahre.  
Bewerbungen von Einwohnern mit Migrationshintergrund 
sind ausdrücklich erwünscht. 
Telefonische Auskünfte zum Schiedsamt erteilt die FG 
Zentraler Service unter der Tel.-Nr. 05232/601100. 
 
Lage, den 21.04.2016 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
 
 
gez. Rayczik 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
219 2. Änderungssatzung des Zweckverbandes 

VHS Lippe-West 
 
Auf die Veröffentlichung Nr. 165 im Kreisblatt (Amtsblatt 
des Kreises Lippe und seiner Städte und Gemeinden) Aus-
gabe Nr. 20 vom 11. April 2016 wird nach § 20 Abs. 4 Satz 
1 i.V. mit §11 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über Kommunale 
Gemeinschaftsarbeit NRW hingewiesen. 
 
Lage, 2. Mai 2016 
 
Stadt Lage  
Der Bürgermeister 
Im Auftrage 
 
 
gez. Rayczik 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
220 Satzung der Musikschule der Alten Hansestadt 

Lemgo 
 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo hat in seiner Sitzung 
am 11.04.2016 gem. §§ 7 und 41 GO NRW in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW, S.666) in 
der z. Zt. gültigen Fassung folgende Neufassung der Sat-
zung der Musikschule der Alten Hansestadt Lemgo be-
schlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Die Musikschule ist eine öffentliche Einrichtung der Alten 
Hansestadt Lemgo. Sie führt den Namen „Musikschule der 
Alten Hansestadt Lemgo“. 
 

§ 2 
Auftrag 

 
Die Musikschule ist eine Bildungseinrichtung der außer-
schulischen Musikerziehung. Sie pflegt und vermittelt das 
Kulturgut Musik. Als Angebotsschule führt sie Schülerinnen 
und Schüler zum Singen und Musizieren und leistet einen 
Beitrag zur sozialen Erziehung. Die Musikschule schafft 
auch die Grundlagen für eine spätere musikalische Berufs-
ausbildung. Sie pflegt Sing- und Musikformen aus allen 
Gebieten der Musik und arbeitet eng mit anderen sozialen 
und kulturellen Einrichtungen sowie den allgemeinbilden-
den Schulen zusammen. In ihrer Zielsetzung schließt sie 
sich den Grundsätzen und Richtlinien des Verbandes 
Deutscher Musikschulen e.V. an. 
 

§ 3 
Gemeinnützigkeit 

 
(1) Die Alte Hansestadt Lemgo verfolgt mit dem Betrieb der 

Musikschule ausschließlich und unmittelbar gemeinnüt-
zige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstig-
te Zwecke“ der Abgabenordnung. Zweck der Einrich-
tung ist die Förderung der musikalischen Bildung von 
Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen. Der Sat-
zungszweck wird insbesondere verwirklicht durch den 
Betrieb einer Musikschule. 

(2) Die Alte Hansestadt Lemgo ist mit dem Betrieb der Mu-
sikschule selbstlos tätig. Es werden nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke  verfolgt. 

(3) Mittel der Musikschule dürfen nur für die satzungsmä-
ßigen Zwecke verwendet werden. Die Trägerkörper-
schaft erhält keine Zuwendungen aus Mitteln der Mu-
sikschule. Die Gebietskörperschaft erhält bei Auflösung 
oder Aufheben der Musikschule oder Wegfall steuerbe-
günstigter Zwecke nicht mehr als ihre Kapitalanteile und 
den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sachanlage zu-
rück. 

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck 
der Musikschule fremd sind, oder durch unverhältnis-
mäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
 
 
 
 
 
 

 
§ 4 

Aufbau, Angebot & Unterrichtsbedingungen 
 
Der innere Aufbau der Musikschule, das Unterrichtsange-
bot und die Unterrichtsbedingungen sind in der Schulord-
nung der Musikschule der Alten Hansestadt Lemgo gere-
gelt, die Bestandteil dieser Satzung ist. 
 

§ 5 
Gebühren 

 
Für den Schulbesuch und für das Überlassen der schulei-
genen Instrumente werden Gebühren erhoben. Diese Ge-
bühren sind nach der jeweils gültigen Gebührensatzung 
der Musikschule zu entrichten. 
 

§ 6 
An- und Abmeldung, Ausschluss 

 
(1) Als Schülerinnen und Schüler können Kinder, Jugendli-

che und Erwachsene aufgenommen werden. 
(2) Die Anmeldung kann jederzeit erfolgen. Die Kurse „Mu-

sikalische Früherziehung“, „Musikwiese“ und „Musikali-
sche Grundausbildung“ beginnen mit dem Kindergar-
tenjahr bzw. dem Schuljahr der allgemeinbildenden 
Schulen und dauern in der Regel 2 Jahre. 

(3) Die Probezeit beträgt drei Monate. Innerhalb der Pro-
bezeit sind Abmeldungen zum jeweiligen Monatsende 
möglich. 

(4) Eine Abmeldung des Schülers/ der Schülerin nach En-
de der Probezeit ist nur zum Quartalsende möglich. 
Abmeldungen vor Quartalsende können nur in beson-
ders begründeten Ausnahmefällen berücksichtigt wer-
den. Die Kündigung hat in diesen Fällen zum Monats-
ende zu erfolgen. 

(5) Abmeldungen sind schriftlich mindestens sechs Wo-
chen vor Ablauf des Quartals an die Musikschule zu 
richten.  

(6) An- und Abmeldungen bei Lehrkräften haben keine Gül-
tigkeit. 

(7) Mit der Aufnahme in die Musikschule erkennen die 
Schülerinnen und Schüler und deren gesetzliche Ver-
treterinnen und Vertreter die Vorschriften dieser Sat-
zung, der Gebührensatzung und der Schulordnung an. 

(8) Der Ausschluss von der Nutzung des Musikschulange-
botes kann durch den Schulleiter/ die Schulleiterin vor-
genommen werden, wenn 

 
a) der Schüler/ die Schülerin mehrmalig unentschuldigt 

dem Unterricht fern bleibt, 
 
b) infolge mangelnden Fleißes eines Schülers/ einer 

Schülerin über längere Zeit keine Fortschritte im Un-
terricht erzielt werden können oder dadurch der 
Fortschritt anderer Teilnehmer/ Teilnehmerinnen ei-
ner Gruppe stark beeinträchtigt wird, 

 
c) das Verhalten des Schülers/der Schülerin den Lehr-

kräften, den Mitschülern/Mitschülerinnen oder dem 
übrigen Personal der Musikschule gegenüber einen 
Ausschluss rechtfertigt. 

 
Im Vorfeld eines Ausschlusses finden Gespräche sowohl 
mit dem Fachlehrer/der Fachlehrerin und den Eltern, als 
auch mit der Schulleitung statt. 
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Bei Ausschluss ist die Unterrichtsgebühr bis zum Ende des 
Quartals  zu entrichten. Das gilt nicht für den Einzelunter-
richt, sofern für die freigewordene Unterrichtszeit ein Er-
satzschüler/ eine Ersatzschülerin angenommen werden 
kann. 
 

§ 7 
Ferien- und Feiertagsregelung 

 
(1) Das Schuljahr der Musikschule beginnt am 01. August 

und endet am 31. Juli eines Jahres. 
 
(2) Die Musikschule ist an den gesetzlichen Feiertagen des 

Landes Nordrhein-Westfalen sowie in den Schulferien 
der allgemeinbildenden Schulen Nordrhein-Westfalens 
geschlossen. Zu allen anderen Zeiten findet unabhän-
gig von den beweglichen Ferientagen der allgemeinbil-
denden Schulen Unterricht statt. 

 
§ 8 

Leitung und Lehrkräfte 
 
(1) Der Leiter/ die Leiterin wird vom Träger der Musikschu-

le bestellt. 
 
(2) An der Musikschule unterrichten 
 

a) hauptamtliche Musiklehrer/Musiklehrerinnen, 
b) Honorarlehrer/Honorarlehrerinnen. 

 
(3) Die Lehrkräfte sollen mit den Aufgaben und Methoden 

der Musikschularbeit vertraut sein und den Unterricht 
entsprechend erteilen.  

 
§ 9 

Verwaltung 
 
An der Musikschule werden Verwaltungsmitarbeiter/ Ver-
waltungsmitarbeiterinnen nach Maßgabe des Stellenplanes 
beschäftigt. 
 

§ 10 
Haftung 

 
(1) Die Alte Hansestadt Lemgo als Trägerin der Musikschu-

le übernimmt keine Haftung für die von außen einge-
brachten Sachen. 

 
(2) Für alle Beschädigungen der Einrichtungen und Sachen 

der Musikschule und der Unterrichtsstätten, in denen 
der Unterricht der Musikschule stattfindet, haftet der 
Verursacher/ die Verursacherin. 

 
(3) Die Schüler/Schülerinnen der Musikschule und deren 

gesetzliche Vertreter/Vertreterinnen sind für die pflegli-
che Behandlung und pünktliche Rückgabe von Schulei-
gentum verantwortlich, das zur Benutzung überlassen 
wird. Sie haften für dessen Verlust und Beschädigun-
gen nach Maßgabe des § 280 BGB (Bürgerliches Ge-
setzbuch). 

 
§ 11 

Geschäftsjahr 
 
Das Geschäftsjahr der Musikschule ist das Kalenderjahr. 
 
 
 

 
§ 12 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung der Musik-
schule der Alten Hansestadt Lemgo vom 28.06.2010 außer 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Satzung der Musikschule der Alten Hansestadt Lemgo 
vom 11.04.2016 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV NRW S. 878),  
beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrechtlichen 
Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 19.04.2016 
 
 
gez. Dr. Austermann 
Bürgermeister Alte Hansestadt Lemgo 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
 
 
 
221 Gebührensatzung der Musikschule der Alten 

Hansestadt Lemgo 
 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo hat in seiner Sitzung 
am 11.04.2016 gem. §§ 7 und 41 GO NRW in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) in 
Verbindung mit §§ 4 und 6 KAG vom 21.10.1969 (GV NW 
S. 712) jeweils in der z. Zt. gültigen Fassung und   § 5 der 
Satzung der Musikschule der Alten Hansestadt Lemgo vom 
11.04.2016 in der z. Zt. gültigen Fassung folgende Neufas-
sung der Gebührensatzung der Musikschule der Alten 
Hansestadt Lemgo beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Für die Teilnahme am Unterricht der Musikschule der 

Alten Hansestadt Lemgo werden Gebühren erhoben. 
Ausnahmen regeln § 4 und § 5 dieser Satzung. 

 
(2) Zur Zahlung verpflichtet sind die Schülerinnen und 

Schüler bzw. die Teilnehmerinnen und Teilnehmer, bei 
Minderjährigen die gesetzlichen Vertreter. 
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(3) Die Gebühren werden mit Unterrichtsbeginn fällig und 

immer für volle Monate erhoben. 
 
(4) Die Gebühren werden für jährlich 12 Monate erhoben. 
 
(5) Die Gebühren sind an die Stadtkasse Lemgo monatlich 

im Voraus jeweils bis zum 3. des laufenden Monats zu 
entrichten, sofern sie nicht gemäß § 3 (5) dieser Ge-
bührensatzung einmalig zu einem durch Gebührenbe-
scheid festgesetzten Termin zu entrichten sind. 

 
(6) Über die zu zahlenden Gebühren erhält der Gebühren-

schuldner einen schriftlichen Bescheid. Die Gebühren 
sind fristgerecht zu entrichten. 

 
(7) Fällt der Unterricht infolge Verhinderung einer Lehrkraft 

länger als zwei Wochen ununterbrochen aus, erstattet 
die Musikschule bereits gezahlte Gebühren. 

 
§ 2 

Leihinstrumente 
 
(1) Die Musikschule kann den Schüler/ Schülerinnen Mu-

sikinstrumente aus ihren Beständen überlassen. Für die 
Dauer der Überlassung werden monatliche Gebühren 
erhoben, die mit dem Zeitpunkt der Ausgabe des In-
strumentes fällig werden. 

 
(2) In der Regel wird ein Instrument für die Dauer eines 

Jahres überlassen. Eine Verlängerung ist möglich. 
 
(3) Es besteht kein Anspruch auf Überlassung eines In-

strumentes. 
 
(4) Bei Verlust oder Beschädigung der überlassenen In-

strumente gilt § 280 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(Schadensersatz wegen Pflichtverletzung). 

 
§ 3 

Gebühren 
 
Die Gebühren nach § 1 werden für die Unterrichtseinheiten 
wie folgt festgesetzt: 
 
(1) Hauptfächer                                                     monatlich: 
 

a) Einzelunterricht (instrumental und vokal) 
bei wöchentlich einer Unterrichtseinheit von 30 Min. 

 
für 1 Schüler/Schülerin vor Vollendung des  
   18. Lebensjahres                                   59.- € 
für 1 Schüler/Schülerin ab Vollendung des  
   18. Lebensjahres                             72.- € 

 
b) Einzelunterricht (instrumental und vokal) bei 

wöchentlich einer Unterrichtseinheit von 45 Min. 
 

für 1 Schüler/Schülerin vor Vollendung des  
   18. Lebensjahres                             88.- € 
für 1 Schüler/Schülerin ab Vollendung des  
   18. Lebensjahres                           112.- € 

 
c) Gruppenunterricht (instrumental und vokal) 

bei wöchentlich einer Unterrichtseinheit von 45 Min. 
 
 
 
 

 
für 2 Schüler/Schülerinnen vor Vollendung des  
   18. Lebensjahres pro Person                              49.- € 
für 2 Schüler/Schülerinnen ab Vollendung des  
   18. Lebensjahres pro Person                              60.- € 

 
für 3 Schüler/Schülerinnen vor Vollendung des  
   18. Lebensjahres pro Person                             39.- € 
für 3 Schüler/Schülerinnen ab Vollendung des  
   18. Lebensjahres pro Person                 47.- € 

 
für 4 Schüler/Schülerinnen vor Vollendung  
   des 18. Lebensjahres pro Person               35.- € 
für 4 Schüler/Schülerinnen ab Vollendung  
   des 18. Lebensjahres pro Person               42.- € 
 
für 5 und mehr Schüler/Schülerinnen vor  
   Vollendung des 18. Lebensjahres  
   pro Person                                                          30.- € 
für 5 und mehr Schüler/Schülerinnen ab  
   Vollendung des 18. Lebensjahres  
   pro Person                                                          36.- € 

 
d) 2-Personen-Gruppen können das „Kombi-Modell“ nut-

zen. Beide Personen haben zweimal im Monat gemein-
sam Gruppenunterricht und jeder zusätzlich einmal im 
Monat 45 min. Einzelunterricht. Es gelten die Gebühren 
wie für den Gruppenunterricht für 2 Schüler/ Schülerin-
nen. 

 
e) „Musikalische Früherziehung“, „Musikwiese“ 

und „Musikalische Grundausbildung“ 
je Kurs und je Schüler/ Schülerin                           29.- € 

 
f) Instrumentenkarussell - IKARUS –  
      (inkl. Instrumentenleihgebühr)                              35.- € 
 
(2) Ergänzungsfächer 
 

Die Teilnahme am Ergänzungsunterricht wird - soweit 
pädagogisch erforderlich - als Voraussetzung für eine 
Fächerbelegung im Instrumental- und Vokalunterricht 
angesehen. Die Teilnahme am Ergänzungsunterricht ist 
nur für Schülerinnen und Schüler der Musikschule, die 
bereits ein Hauptfach nach § 3 Abs. 1 belegt haben, 
gebührenfrei. 

 
Schüler/ Schülerinnen, die nur das Ergänzungsfach be-
legt haben, zahlen 

 
je Schüler/ Schülerin vor Vollendung des  
   18. Lebensjahres                                             20.- € 
je Schüler/ Schülerin  ab Vollendung des  
   18. Lebensjahres                                             30.- € 

 
(3) Ensembles, Instrumental- und Vokalkreise 
 

Das Musizieren in den Ensembles, den Instrumental- 
und Vokalkreisen der Musikschule ist für Schülerinnen 
und Schüler der Musikschule gebührenfrei. Für die 
Teilnahme an den Ensembles, den Instrumental- und 
Vokalkreisen der Musikschule entrichten Musizierende, 
die nicht Schülerinnen bzw. Schüler der Musikschule 
sind, monatlich je Teilnehmerin bzw. Teilnehmer eine 
Gebühr von: 

 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 367 
 

 

 
Teilnehmer/Teilnehmerinnen vor  
   Vollendung des 18. Lebensjahres                       20.- € 
Teilnehmer/Teilnehmerinnen ab  
   Vollendung des 18. Lebensjahres                30.- € 

 
(4) Musikinstrumente 
 

Die Gebühren für musikschuleigene Musikinstrumente 
(§ 2) betragen monatlich je Musikinstrument 
im 1. Jahr der Überlassung                                 9.- € 
ab dem 2. Jahr der Überlassung                 18.- € 

 
(5) Gebühren für zeitlich befristete Kurse (Projekte, Work-

shops u.ä.) werden extra berechnet und sind in der Re-
gel einmalige Zahlungen. 

 
§ 4 

Gebührenermäßigung 
 
(1) Bei Vorlage der „Lemgoer Berechtigungskarte“ * wer-

den die Gebühren für die Teilnahme am Musikunterricht 
und die Überlassung des schuleigenen Musikinstru-
mentes um 80 % ermäßigt. 

 
* Die Alte Hansestadt Lemgo hat Richtlinien herausge-
geben, die die Bedingungen zur Ausgabe der  „Lemgo-
er Berechtigungskarte“ regeln. 

 
(2) Bei Vorlage eines gültigen Wohngeldbescheides bzw. 

eines entsprechenden Nachweises über die Einkom-
mensverhältnisse des Antragstellers/ der Antragstellerin 
werden die Gebühren für die Teilnahme am Musikunter-
richt und die Überlassung des schuleigenen Musikin-
strumentes um 50 % ermäßigt. 

 
(3) Im Rahmen der Begabtenförderung ist eine Ermäßi-

gung der Gebühren für die Teilnahme am Musikunter-
richt und die Überlassung des schuleigenen Musikin-
strumentes in Höhe von 50 % auf Antrag möglich. Bei 
dieser Regelung bedarf es der schriftlichen Beurteilung 
des jeweiligen Fachlehrers/ der jeweiligen Fachlehrerin. 

 
(4) Die Gebühren für den Instrumental- und Vokalunterricht 

werden ohne Antrag für den zweiten und jeden weiteren 
Schüler/ die zweite und jede weitere Schülerin der Fa-
milie wie folgt ermäßigt. Die Ermäßigung beträgt monat-
lich 20 % für den zweiten Schüler/ die zweite Schülerin 
sowie 40 % für den dritten und jeden weiteren Schüler/ 
die dritte und jede weitere Schülerin der Familie. Die 
Schülerinnen und Schüler werden in der Reihenfolge 
des Unterrichtsbeginns berücksichtigt. Bei gleichzeiti-
gem Beginn wird die teuerste Unterrichtsart mit  100 % 
berechnet. Auf die Überlassungsgebühren für Instru-
mente der Musikschule wird die Ermäßigung nicht ge-
währt. 

 
(5) Die Gebührenermäßigung des § 4 (4) gilt entsprechend 

auch für einen Schüler/ eine Schülerin mit mehreren 
Fächern, d.h. die Ermäßigung beträgt monatlich 20 % 
für den Unterricht in einem zweiten Instrumental- oder 
Vokalfach, sowie 40 % für den Unterricht in einem drit-
ten Instrumental- oder Vokalfach und jeden weiteren 
Unterricht. 

 
 
 
 
 

 
(6) Schülerinnen und Schüler der Musikschule, die das 18. 

Lebensjahr vollendet haben, für die jedoch Anspruch 
auf Kindergeld nach den Vorschriften des Bundeskin-
dergeldgesetzes besteht, sind wie Schülerinnen und 
Schüler zu veranlagen, die das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. Dies gilt auch für Auszubildende, 
Studierende sowie Wehr-dienst- und Ersatzdienstleis-
tende, für die kein Anspruch auf Kindergeld mehr be-
steht. 

 
(7) Die Dauer der Ermäßigungen richtet sich nach den je-

weiligen Gültigkeiten der zu erbringenden Nachweise. 
 

§ 5 
Gebührenbefreiung 

 
In Einzelfällen kann der Bürgermeister Befreiungen von 
den Gebühren aussprechen. 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
Diese Neufassung der Gebührensatzung der Musikschule 
der Alten Hansestadt Lemgo tritt am 01.08.2016 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung der Musikschule der 
Alten Hansestadt Lemgo vom 28.06.2010 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Gebührensatzung der Musikschule der Alten Hanse-
stadt Lemgo vom 11.04.2016 wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV NRW S. 878),  
beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrechtlichen 
Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 19.04.2016 
 
 
gez. Dr. Austermann 
Bürgermeister Alte Hansestadt Lemgo 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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Gemeinde Schlangen 
 
222 Widmung von Straßen in der Gemeinde 

Schlangen  
 „Christoph-Probst-Weg“; Gemarkung Oester-

holz, Flur 3, Flurstück 1240  
 „Alexander-Schmorell-Straße“; Gemarkung 

Oesterholz, Flur 3, Flurstück 1241  
 „Willi-Graf-Weg“; Gemarkung Oesterholz, Flur 

3, Flurstück 1242 
 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung am 
14. April 2016  folgenden Beschluss gefasst: 
 
Gemäß §§ 3 und 6 des Straßen- und Wegegesetzes des 
Landes NW  werden im Ortsteil Oesterholz-H. die Straßen 
„Christoph-Probst-Weg“, „Alexander-Schmorell-Straße“ und 
„Willi-Graf-Weg“ für den öffentlichen Verkehr gewidmet. Sie 
erhalten die Eigenschaft von Gemeindestraßen im Sinne 
von § 3 StrWG NW, deren Straßenbaulastträger gem. § 47 
StrWG NW die Gemeinde Schlangen ist. 
 
Bei den  v.g. Straßen handelt es sich um  Anliegerstraßen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. 
 
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht in 32423 Minden, 
Königswall 8, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Verwal-
tungsgerichts zu erklären. 
 
Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden, wo würde dessen Ver-
schulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Schlangen, 26. April 2016 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
 
 
 
223 14. Änderung des Flächennutzungsplanes der 

Gemeinde Schlangen  
 „Neudarstellung von Konzentrationszonen zur 

Nutzung der Windenergie in der Gemeinde 
Schlangen“ (Änderung des Gesamt-
Flächennutzungsplanes)  

 
 Öffentliche Auslegung des Planentwurfs und 

förmliche Beteiligung der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat am 14.04.2016 in 
öffentlicher Sitzung folgenden Beschluss gefasst: 
a) Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt über die 
während der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit so-
wie der Behörden, der sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge und der Nachbargemeinden vorgebrachten Stellung-
nahmen zur 14. Änderung des Flächennutzungsplanes. 

 
b) Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt die Ge-
bietskulisse der Konzentrationszonen für den Planent-wurf 
auf der Grundlage der Beratungen zu a). 
 
c) Der Rat der Gemeinde Schlangen beschließt auf der 
Grundlage der Beratungen zu b) den Entwurf zur 14. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes für die öffentliche Ausle-
gung gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB). 
Die Behörden und die sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge sind gemäß § 4 (2) parallel zu beteiligen. 
 
In der Ausführung des vorstehenden Beschlusses wird 
hiermit bekannt gemacht, dass der Entwurf der 14. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Schlangen 
„Neudarstellung von Konzentrationszonen zur Nutzung der 
Windenergie in der Gemeinde Schlangen“ (Änderung des 
Gesamt-Flächennutzungsplanes) zur Durchführung der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom 
 

vom 23. Mai 2016 bis 23. Juni 2016 einschließlich 
 
während der Dienstzeiten (montags bis freitags von 8.30 
Uhr bis 12.15 Uhr sowie donnerstags von 14.00 Uhr bis 
18.00 Uhr) im Bauamt des Rathauses Schlangen, Im Dorfe 
2, 33189 Schlangen, öffentlich ausliegt.  
 
Folgende umweltbezogene und sonstige Informationen 
sind verfügbar: 
 
Planzeichnung der 14. Änderung des Flächennutzungspla-
nes der Gemeinde Schlangen, „Neudarstellung von Kon-
zentrationszonen zur Nutzung der Windenergie in der Ge-
meinde Schlangen“ 
 (Änderung des Gesamt-Flächennutzungsplanes) mit der 
Lage der Konzentrationszonen 
 
Begründung der Inhalte des Flächennutzungsplanes gem. 
§ 5 (1) BauGB 
1. Anlass, Ziele und Zwecke der Planung 
2.   Änderungsbeschluss, Geltungsbereich und Ver-

fahren der Änderung 
3.   Inhalt der Planung 
4.   Derzeitige Situation und Planungsvorgaben 
4.1  Lage und Beschreibung der Plangebiete / Ände-

rungsbereiche 
4.2  Flächennutzungsplanung der Gemeinde Schlan-

gen 
4.3  Belange der Landes- und Regionalplanung 
4.4  Vorgehensweise und Kriterien der Abwägung,  

Ergebnisse des gesamträumlichen Planungskon-
zeptes / Potenzialflächenanalyse  

5.  Darstellung und Kennwerte der Änderung  
6.  Prüfung: Substanziell Raum belassen  
7.  Belange des Verkehrs / Erschließung  
8. Belange des Immissionsschutzes 
9. Belange der Umwelt 
9.1  Belange des Landschaftsschutzes  
9.2  Artenschutzrechtliche Überprüfung 
9.3  Belange der Wasserwirtschaft 
10.  Sonstige Belange  
 
„Potenzialanalyse Windenergie, Gesamträumliches Pla-
nungskonzept zur Ermittlung von Potenzialflächen 
für die Windenergienutzung“ (Kortemeier Brokmann Land-
schaftsarchitekten, 10.03.2015, Herford);  
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Die Potenzialanalyse dient als vorbereitende informelle 
Planung zur Änderung des Flächennutzungsplanes. Zu-
nächst werden hierbei die Methodik der Arbeit sowie die 
Beschreibung des Untersuchungsraumes erläutert. In 
der Potenzialflächenanalyse werden weiterhin anhand ei-
nes hierarchischen Kriterienkatalogs (Stufe I – Ermittlung 
von harten Tabuzonen; Stufe II – Ermittlung von weichen 
Tabuzonen; Stufe III – Einzelfallprüfung) sowohl 
geeignete Bereiche ermittelt als auch ungeeignete Berei-
che abgegrenzt, in denen eine Windenergienutzung 
ausgeschlossen wird. Im Ergebnis der vorläufigen Einzel-
fallprüfung werden die umweltfachlichen Kriterien 
der Suchräume 01 – 03 in Steckbriefen dargestellt, die die 
verbleibenden Restriktionen aufzeigen. Die verblei-benden 
Flächen, sog. Potenzialflächen, werden ins weitere Verfah-
ren der Flächennutzungsplanänderung  
überführt. 
 
Umweltbericht (Kortemeier Brokmann Landschaftsarchitek-
ten, 25.02.2016, Herford) 
Erörterung der Inhalte und Ziele der 14. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Gemeinde Schlangen, „Neudar-
stellung von Konzentrationszonen zur Nutzung der Wind-
energie in der Gemeinde Schlangen“ 
 (Änderung des Gesamten-Flächennutzungsplanes)  
(Schaffung substantiellen Raumes für Windenergieanlagen 
im Gemeindegebiet Schlangen. Die Ausweisung von Kon-
zentrationsflächen im Rahmen der 14. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes bewirkt, dass die vom Bundesgesetz-
geber für den gesamten Außenbereich grundsätzlich vor-
gesehene Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB durch den Planvorbehalt gem § 35 (3) Satz 3 
BauGB auf diese Flächen begrenzt wird, jedoch ohne den 
für eine Anlagengenehmigung erforderlichen Prüfungsum-
fang in diesen Flächen zu beschränken.) 
Darstellung der festgelegten Ziele einschlägiger Fachge-
setze und Fachpläne; Berücksichtigung der Ziele der Um-
weltbelange (Ziele des Umweltschutzes mit allgemeiner 
Gültigkeit für das Plangebiet ergeben sich insbesondere 
aus europäischem und deutschem Recht.) 
 
Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen auf 
Schutzgüter: Es sind Beeinträchtigungen der Wohnfunktion 
im Umfeld der Konzentrationszonen, negative Auswirkun-
gen auf einige windkraftempfindliche Vogel- und Fleder-
mausarten sowie negative Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild möglich. Es können erhebliche Beeinträchtigen 
für die Schutzgüter Mensch, Boden, Wasser, Klima / Luft, 
Kultur- und Sachgüter durch Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen unterhalb der Erheblichkeitsschwelle 
gesenkt werden. Für die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, bio-
logische Vielfalt sowie Landschaft ist mit erheblichen Be-
einträchtigungen zu rechnen. Nach derzeitigem Kenntni-
stand können im konkreten Einzelfall die erheblichen Be-
einträchtigungen für das Schutzgut Tiere, Pflanzen und bio-
logische Vielfalt auf ein Maß unterhalb der Erheblichkeits-
schwelle gesenkt werden. Für das Schutzgut Landschaft 
sind in der Regel erhebliche Eingriffe unvermeidbar. Erheb-
liche Beeinträchtigungen der Erholungsfunktion können je-
doch ausgeschlossen werden. 
Im nachgelagerten Zulassungsverfahren müssen die ein-
zelnen Umweltbelange weiter auf Grundlage der detaillier-
ten Projektplanung geprüft werden. In der Regel sind hier-
zu ein Landschaftspflegerischer Begleitplan mit Betrach-
tung der Eingriffsregelung gem. § 13 ff BNatSchG und eine 
vertiefende Artenschutzrechtliche Prüfung notwendig. 
 
 

 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich der nachteiligen Auswirkungen: 
Einhaltung der Anforderungen des Immissionsschutzes (TA 
Lärm, Schattenwurf), ggf. Umsetzung von arten-
schutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen (z. B. Ab-
schaltzeiten/ vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen 
(CEF) oder Maßnahmen zum Risikomanagement), Mini-
mierung der Inanspruchnahme von Boden (Standorte 
Windenergieanlagen / Zuwegung), Minimierung der Beein-
trächtigungen durch baubedingte Auswirkungen, Erhalt von 
Gehölzbeständen, Baumreihen und Feldhecken innerhalb 
der Konzentrationszonen, Verminderung von Beeinträchti-
gungen in das Landschaftsbild und Ausgleich. 
 
Alternative Planungsmöglichkeiten und die Nullvariante 
wurden fachgerecht überprüft. 
 
Auf Grundlagen, Hinweise auf Schwierigkeiten und Kennt-
nislücken wurde hingewiesen. 
 
Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 
Einhaltung der Immissionsschutzrichtwerte; Prognoseunsi-
cherheiten in Bezug auf die Fledermausarten mit dem Risi-
ko der Kollision müssen zukünftig durch Abschaltzeiten 
sowie ein Monitoring überwacht werden (Fledermaus-
freundliche Abschaltalgorithmen); Im Rahmen der Umset-
zung der einzelnen Windenergieanlagen sind voraussicht-
lich vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen notwendig. Unter 
Berücksichtigung der voraussichtlichen Zunahme von 
Windenergieanlagen im gesamten Kreisgebiet sind die 
kreisweiten Populationen der betroffenen Arten zu überwa-
chen (Summationswirkungen). 
 
Allgemein verständliche Zusammenfassung wurde erarbei-
tet. 
 
„Artenschutzbeitrag (Kortemeier Brokmann Landschaftsar-
chitekten, 25.02.2016, Herford)¸ 
kommt zu dem Ergebnis, dass für Teilflächen der im Zuge 
der 14. Änderung des Flächennutzungsplanes vorgesehe-
nen Ausweisung von Konzentrationszonen für die Wind-
energie artenschutzrechtliche Konflikte erwartet werden 
müssen. Im Einzelfall können die Konflikte jedoch durch 
geeignete CEF-Maßnahmen lösbar sein. Eine abschlie-
ßende artenschutzrechtliche Prüfung erfolgt nicht. Diese ist 
dem Baugenehmigungsverfahren vorbehalten. Die Arten-
schutzrechtliche Prüfung kommt zu dem Ergebnis, dass es 
drei Risikogruppen innerhalb der Flächenkulisse der Kon-
zentrationszonen gibt: geringes Konfliktrisiko, mittleres 
Konfliktrisiko, hohes Konfliktrisiko (Vereinbarkeit mit den 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gem. § 44 
BNatSchG). 
 
Karte 1 – 14. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Gemeinde Schlangen Ergebnis Fauna-Erfassung / Risiko-
bewertung; Anlage zur Artenschutzprüfung (Kortemeier 
Brokmann Landschaftsarchitekten, 25.02.2016, Herford) 
 
Während der öffentlichen Auslegung kann sich die Öffent-
lichkeit im Bauamt der Gemeinde Schlangen über die all-
gemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Aus-
wirkungen der 14. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Gemeinde Schlangen „Neudarstellung von Konzentra-
tionszonen zur Nutzung der Windenergie in der Gemeinde 
Schlangen“ 
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(Änderung des Gesamt-Flächennutzungsplanes) unterrich-
ten und sich während der Auslegungsfrist zu den Inhalten 
der Planung äußern. 
Stellungnahmen zu dem offenliegendem Entwurf sind 
schriftlich an die Gemeinde Schlangen Der Bürgermeister, 
Kirchplatz 6, 3389 Schlangen, oder zur Niederschrift im 
Rathaus der Gemeinde Schlangen, vorzubringen. Nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben. 
Gleichzeitig besteht die Möglichkeit der Einsichtnahme und 
Äußerung im Online-Verfahren über die Homepage der 
Gemeinde Schlangen, www.gemeinde-schlangen.de. 
Zusätzlich besteht die Möglichkeit der Einsichtnahme be-
reits eingegangener Stellungnahmen aus der frühzeitigen 
Beteiligung gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB. 
Darstellungen im Flächennutzungsplan mit den Rechtswir-
kungen des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB (hier: Konzentrati-
onszonen für Windenergieanlagen) unterliegen in entspre-
chender Anwendung des § 47 Abs. 1 Nr. 1 VwGO der 
(prinzipalen) Normenkontrolle. 
Es wird deshalb darauf hingewiesen, dass gemäß § 47 
Abs. 2a der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein An-
trag auf Normenkontrolle unzulässig ist, wenn die den An-
trag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, 
die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht oder 
verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen 
können. 
Der Geltungsbereich der 14. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Schlangen, „Neudarstellung 
von Konzentrationszonen zur Nutzung der Windenergie in 
der Gemeinde Schlangen“ (Änderung des Gesamt-
Flächennutzungsplanes) umfasst das gesamte Gemeinde-
gebiet der Gemeinde Schlangen. 
Lage und Umfang des Plangebietes ist aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug ersichtlich. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Rates der Gemeinde Schlangen vom 
14.04.2016 über die Öffentliche Auslegung des Planent-
wurfs der 14. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Gemeinde Schlangen, „Neudarstellung von Konzentrati-
onszonen zur Nutzung der Windenergie in der Gemeinde 
Schlangen“ (Änderung des Gesamt-Flächen-
nutzungsplanes) und über die förmliche Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wird 
hiermit gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in Ver-
bindung mit § 52 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbindung mit 
der Verordnung über die Veröffentlichung von kommuna-
lem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Bekanntm-
VO) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Wortlaut des bekanntgemachten Beschlusses stimmt 
mit dem Beschluss des Rates der Gemeinde Schlangen 
überein. Es wurde nach § 2 Abs. 1 und 2 der BekanntmVO 
verfahren. 
 
Hinweis gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NRW: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens-oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. 
Februar 2015), in Kraft getreten am 11. Februar 2015 (GV 
NRW S. 208) gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf ei-
nes Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder  der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beastandet oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Schlangen, 26.04.2016 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
224 Sitzung der Verbandsversammlung des Spar-

kassenzweckverbandes der Kreise Lippe und 
Paderborn und der Städte Barntrup, Detmold, 
Horn-Bad Meinberg, Lage, Marsberg und Pa-
derborn 

 
Die Sitzung der Verbandsversammlung des Sparkassen-
zweckverbandes der Kreise Lippe und Paderborn und der 
Städte Barntrup, Detmold, Horn-Bad Meinberg, Lage, 
Marsberg und Paderborn findet statt am 
 

Mittwoch, 18. Mai 2016, 18:00 Uhr 
in der Aula der „Alten Schule am Wall“, 

Zugang über das Best Western Residenz Hotel, 
Paulinenstraße 19, 32756 Detmold 

 
Tagesordnung 

 
1. Eröffnung der Verbandsversammlung und Bekanntgabe 

von Mitteilungen 
2. Kenntnisnahme des Protokolls der Sitzung der Ver-

bandsversammlung vom 9. Dezember 2015 
3. Berichterstattung zur Geschäftsentwicklung der Spar-

kasse Paderborn-Detmold im Geschäftsjahr 2015 sowie 
Perspektiven für das Geschäftsjahr 2016 

4. Information aus dem Projekt zur zukunftsorientierten 
Ausrichtung des Filialvertriebs 

5. Beschlussfassung über die Verwendung des Jahres-
überschusses des Geschäftsjahres 2015 der Sparkasse 
Paderborn-Detmold gem. § 8 (2) g) SpkG NW i. V. m. § 
25 SpkG NW 

6. Beschlussfassung über die Entlastung der Organe der 
Sparkasse Paderborn-Detmold für das Geschäftsjahr 
2015 gem. § 8 (2) f) SpkG NW 

7. Gemeinsamer Bericht von Vorstand und Verwaltungsrat 
über die Einhaltung des „Corporate Governance Kodex 
für Sparkassen in Nordrhein-Westfalen“ 

8. Beschlüsse in Vorstandsangelegenheiten 
8.1 Genehmigung der Wiederbestellung von Herrn 

Sparkassendirektor Hans Laven zum Mitglied des 
Vorstandes durch den Verwaltungsrat gem. § 8 (2) 
e) SpkG NW 

8.2 Genehmigung der Wiederbestellung von Herrn 
Sparkassendirektor Hubert Böddeker zum Mitglied 
des Vorstandes durch den Verwaltungsrat gem. § 
8 (2) e) SpkG NW 

8.3 Genehmigung der Wiederbestellung von Herrn 
Sparkassendirektor Andreas Trotz zum Mitglied 
des Vorstandes durch den Verwaltungsrat gem. § 
8 (2) e) SpkG NW 

9. Verschiedenes 
 
Detmold, den 3. Mai 2016 
 
 
gez. Dr. Axel Lehmann 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
 
 
 
 
 
 
 

 
225 Aufgebot einer Sparurkunde 
 
Die Sparurkunde Nr. 3741101376 ausgestellt  von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der 
Sparkasse Detmold ist abhanden gekommen. 
Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine 
Rechte binnen 3 Monaten unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
Wird die  Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos 
erklärt. 
 
Paderborn, 27.04.2016 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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Stadt Paderborn 
 
226 Einladung zu der Versammlung der Fischerei-

genossenschaft „Senne“ 
 
Zur Fischereigenossenschaft „Senne“ am  
 

Montag, 06. Juni 2016 
um 19.30 Uhr 

in der Gaststätte Meermeier, 
Ostenländer Straße 5, 

33106 Paderborn-Sande, ein. 
 
lade ich herzlich ein. 
 
Tagesordnung: 

1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Neuwahl des Vorstandes  

a. Vorsitzender 
b. stellvertretender Vorsitzender 
c. vier Beisitzer 
d. vier stellvertretende Beisitzer 

 
3. Neuwahl der Kassenprüfer 
 
4. Kassenbericht 
 
5. verschiedenes 

 
Mitglieder können sich durch Bevollmächtigte vertreten las-
sen. Ein Bevollmächtigter darf nicht mehr als 2/5 aller 
Stimmen vertreten. Die Vollmacht bedarf der Schriftform. 
Die Vollmacht ist unaufgefordert dem Fischereigenossen-
schaftsvorstand abzugeben.  
 
Paderborn, 27.04.2016 
 
Der Bürgermeister der Stadt Paderborn 
als Notvorstand der Fischereigenossenschaft 
i. A. 
 
 
gez. 
Klocke 

Kr.Bl.Lippe 10.05.2016 
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378 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

Einzelpreis dieser Nummer 1,02 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


